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Die Gedenkstättenkonzeption des Bundes
R Ü C K B L I C K ,  B I L A N Z  U N D  E R W A R T U N G E N 
A N  E I N E  A K T U A L I S I E R U N G

Detlef Garbe

Meinen Impulsvortrag1 gliedere ich in drei Abschnitte, von denen die ersten beiden 
nur kurz ausfallen können. Diese beschäftigen sich mit einem kurzen Rückblick auf 
die Entwicklungsgeschichte des Bundesgedenkstättenkonzepts und dem Versuch einer 
Bilanz der Erfahrungen mit diesem Förderungsinstrument. Der dritte Punkt gilt den 
Erwartungen an eine Novellierung des Konzepts, die sich aus den über 20-jährigen 
Erfahrungen und angesichts der aktuellen Problemlagen ergeben.

Die Anfänge sind allgemein bekannt. Die zunächst weitgehend von Überlebenden 
des NS-Regimes unter der Ägide der Besatzungsmächte initiierten Gedenkstätten hatten 
in den Nachkriegsjahrzehnten keine Lobby, viele in der frühen Nachkriegszeit errich-
teten Denkmale verfielen oder wurden sogar beseitigt. Auch in den 1980er-Jahren, als 
im Zuge des Generationenwechsels durch bürgerschaftliches Engagement vielerorts die 
Suche nach den vergessenen Lagern aufgenommen wurde und in immer mehr Orten 
mit Ausstellungen versehene Gedenkstätten entstanden, traf dies zum Teil noch auf 
starke gesellschaftliche und politische Widerstände. Den Durchbruch und politische 
Akzeptanz bis in die Mitte der Gesellschaft hinein fanden die Gedenkstätten aber erst 
in den 1990er-Jahren. 

Bereits im Einigungsprozess stellte sich die Frage nach der weiteren Unterhaltung 
der in der DDR errichteten Mahn- und Gedenkstätten. 1993 erklärte sich die Bun-
desregierung zu einer übergangsweisen hälftigen Mitfinanzierung der Gedenkstätten 
Buchenwald, Ravensbrück und Sachsenhausen bereit. In diesen Jahren sprach sich 
die vom Bundestag eingesetzte Enquete-Kommission »Überwindung der Folgen der 
SED-Diktatur« für die Schaffung von Gedenkstätten aus, die an Verfolgung und Wider-
stand in der DDR erinnerten, erklärte es aber zugleich für ausgeschlossen, dass eine 
Konzeption sich allein auf Gedenkstätten für die Zeit nach 1945 beschränken dürfe. 
War zuvor vom Bund stets die Auffassung vertreten worden, dass die Förderung von 
Gedenkstätten ausschließlich in die Kulturhoheit der Länder fiele, setzte sich nun die 
Erkenntnis einer Verantwortung für Gedenkstätten von gesamtstaatlicher Bedeutung 
durch, wobei der Wert einer dezentralen Erinnerungskultur an Bedeutung gewann.

Auch wenn die Verantwortung des Bundes für die Hinterlassenschaften der eins-
tigen nationalsozialistischen Terrorstätten erst durch den Umweg der Auseinander-
setzung mit den Folgen des SED-Regimes erkannt und anerkannt wurde, schuf die 
Gedenkstättenkonzeption des Bundes für die an die Verbrechen des NS-Regimes 
erinnernden Gedenkstätten eine wesentliche Voraussetzung für deren Weiterentwick-
lung. Die 1999 vom Bundestag beschlossene Gedenkstättenkonzeption befand sich 
schon in ihrer Entstehungsgeschichte, über die Claudia Rudnick, Cornelia Siebeck 
und andere geforscht haben, aber nicht weniger in den letzten zwei Jahrzehnten in 
einem umkämpften geschichtspolitischen Spannungsfeld. Die Konzeption bekannte 
sich zur Singularität des Holocaust und berief sich hinsichtlich der deutschen Dikta-
turerfahrungen ausdrücklich auf die »Faulenbach-Formel«, wonach gelte, »dass weder 
die nationalsozialistischen Verbrechen relativiert werden dürfen noch das von der 
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SED-Diktatur verübte Unrecht bagatellisiert werden darf«. Keine vier Jahre nach ihrer 
Verabschiedung forderte die Unionsfraktion 2003 ihre grundlegende Revision, um die 
Gewichte zugunsten einer stärkeren Berücksichtigung der doppelten Diktaturgeschichte 
in Deutschland und des Gedenkens an die Opfer des SED-Regimes neu zu justieren. 
Die Fortschreibung der Konzeption 2008 zu Zeiten der großen Koalition unter der 
Regierung Merkel bekräftigte zunächst nachdrücklich die grundlegenden konzeptuellen 
Eckpunkte mit der Betonung der authentischen Orte, der Forderung nach Wissen-
schaftlichkeit und Bildungsorientierung, der Einbeziehung der Opferverbände und der 
Unabhängigkeit der Gedenkstätten. Auch wenn die Fortschreibung die Aufnahme der 
vier großen KZ-Gedenkstätten in den alten Ländern (Bergen-Belsen, Dachau, Flossen-
bürg und Neuengamme) in die institutionelle Förderung vorsah und die Möglichkeiten 
zur Projektförderung von Gedenkstätten stärkte, die sich in kommunaler oder privater 
Trägerschaft befanden, so ging sie gleichwohl von einer »Parallelisierung« der För-
derung von Gedenkstätten für Opfer des Nationalsozialismus und von Gedenkstätten 
für Opfer des DDR-Unrechts aus. Dass die verstärkte Förderung von Gedenkstätten, 
die an das DDR-Unrecht erinnern, nicht zulasten der Gedenkstätten für die Opfer des 
Nationalsozialismus gehen durfte, trug mit dazu bei, dass die entsprechenden Förder-
mittel ab dem Haushaltsjahr 2009 um 50 Prozent angehoben wurden. Erneut kamen 
der geschichtspolitische Streit und die Konfliktvermeidungsstrategie des Bundes de 
facto allen Gedenkstätten zugute.

Als dann aber der nach den Wahlen zum 18. Deutschen Bundestag Ende 2013 abge-
schlossene Koalitionsvertrag abermals die Gewichte verschob, fasste die »Jüdische 
Allgemeine« am 23. Januar 2014 ihren vom damaligen Geschäftsführer der Stiftung 
niedersächsische Gedenkstätten Habbo Knoch verfassten Leitartikel zum Gedenktag 
für die Opfer des Nationalsozialismus unter die plakative Überschrift »Falsche Priorität. 
Das Holocaust-Gedenken läuft Gefahr, in die zweite Reihe der deutschen Geschichts-
politik zu geraten«. Die im Koalitionsvertrag genannten Schwerpunkte, nämlich die 
Stärkung der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, die nahezu aus-
schließliche Nennung von Entwicklungsvorhaben bei den Gedenkstätten zur Erinne-
rung an Stalinismus und SED-Diktatur und die Aufnahme des Jugendwerkhofs Torgau 
in die institutionelle Förderung des Bundes, seien Zeichen eines »geschichtspolitischen 
Paradigmenwechsels«.

Zumindest die Praxis bei den Projektförderungen, bei der sich die Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) durch ein Expertengremium beraten 
lässt, bestätigten die Befürchtungen allerdings nicht. 

Damit komme ich zum nächsten Punkt.
Die sich inzwischen über 22 Jahre erstreckenden Erfahrungen mit der Gedenkstät-

tenkonzeption, so vielschichtig sie im Einzelnen auch sein mögen, bestätigen in toto 
deren große geschichtspolitische Bedeutung. Auch wenn der hohe Stellenwert, den die 
Erinnerungskultur für das Selbstverständnis der Bundesrepublik heute einnimmt, ver-
schiedene Wurzeln und Gründe hat, so hat die durch die Gedenkstättenkonzeption stark 
belebte Entwicklung der Gedenkstätten einen großen Anteil daran. Sie trug wesentlich 
zur Professionalisierung und Institutionalisierung der Gedenkstätten bei. Sie sind heute 
nicht nur Orte der Trauer und des Gedenkens, sondern auch moderne Bildungsein-
richtungen und – zumindest die größeren von ihnen –zeithistorische Museen, für die 
entsprechende wissenschaftliche Standards gelten.
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Die über 400 Gedenk- und Dokumentationsstätten existieren heute in nahezu jeder 
deutschen Großstadt und fast in allen Regionen, wenngleich in unterschiedlicher Dichte 
und von recht unterschiedlicher Größe. Sie erreichen jährlich über fünf Millionen 
Besucherinnen und Besucher. Von ihnen gehen wesentliche Impulse für die historisch-
politische Bildung und für das außerschulische Lernen aus, sie sind Veranstaltungs- 
und zuweilen auch Orte kulturellen Lebens. Viele von ihnen haben internationale 
Bedeutung, sie werden in der Presse des In- und Auslandes wahrgenommen.

Zur Förderpraxis des Bundes habe ich 2016 im GedenkstättenRundbrief Nr. 182 
einen Aufsatz veröffentlicht, der eigentlich einer Fortschreibung bedarf. Schon damals 
ließ sich ein signifikanter Mittelzuwachs nachweisen, der allerdings in erster Linie bei 
den institutionellen Förderungen und bei den ein- und mehrjährigen Maßnahmen, 
aber gerade nicht bei den Projektförderungen nach der Gedenkstättenkonzeption des 
Bundes festzustellen war, für die der Mittelansatz in den letzten 10 Jahren schrittweise 
abgesenkt wurde.

Der aktuelle Bundeshaushalt weist für die institutionellen Förderungen bei den 
Gedenkstätten insgesamt 29 Millionen Euro aus, bei den Maßnahmen rund 10 Millionen 
Euro und für Projektförderungen nach dem Gedenkstättenkonzept etwas über 5 Mil-
lionen. Zum Vergleich: Bei der Stiftung Deutsches Historisches Museum (einschließlich 
Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung) lautet der Titelansatz 52 Millionen zzgl. 
12 Millionen für Baumaßnahmen, für den »Internationalen Suchdienst Bad Arolsen« 16 
Millionen und für die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 8 Millionen.

Meines Erachtens hat sich die Gedenkstättenkonzeption des Bundes in folgenden 
Punkten grundsätzlich bewährt:

	■ Die haushaltsrechtlich gebotene Forderung nach einer Komplementärfinanzierung 
führte auf Seiten der Länder zu einer Mobilisierung der für die Gedenkstättenarbeit 
bereitzustellenden Mittel.

Podiumsdiskussion 
am 22.9.22, v.l.n.r.: 
Dr. Britta Bopf, 
Prof. Dr. Detlef Garbe, 
Dr. Andrea Riedle, 
Andreas Ehresmann. 
Foto: Thomas Lutz/
Stiftung Topographie 
des Terrors
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	■ Die Einreichung von Anträgen ausschließlich über die in den Bundesländern für 
Kultur zuständigen Ministerien forderte von den Ländern über die Zusicherung der 
Gegenfinanzierung hinaus eine fachliche Vorprüfung und nahm sie bei Projekten, 
die für eine Förderung des Bundes nicht in Frage kamen, selbst stärker in die Pflicht.

	■ Der Katalog der Kriterien, die für Förderungen nach der Gedenkstättenkonzep-
tion zu erbringen waren, setzte qualitative Standards, die der Professionalisierung 
der Gedenkstättenarbeit zugutekamen. Dies gilt beispielsweise für das Kriterium, dass 
bei Projekten die Beteiligung von wiss. Beiräten und Opferverbänden erwartet wurde.

	■ Auch die Prüfung der Projektanträge durch ein Expertengremium, dessen Zusam-
mensetzung in der Fortschreibung von 2008 erläutert wurde, hat sich trotz mancher 
gremienspezifischen Stolperschwellen bewährt. Vorteilhaft war auch, dass die Betrach-
tung bzw. Bewertung von Förderanträgen zu den Bereichen Nationalsozialismus und 
SED-Diktatur durch ein gemeinsames Expertengremium in einem von beiden BKM-
Referaten vorbereiteten Verfahren erfolgt, denn dadurch wurden für beide Bereiche 
gleiche Standards zugrunde gelegt.

Natürlich gibt es auch Punkte, an denen sich konzeptionelle Defizite offenbarten:
	■ Bei der auch kleinen bzw. mittelgroßen Gedenkstätten in kommunaler oder privater 

Trägerschaft prinzipiell offenstehenden Projektförderung zeigte sich eine Tendenz zur 
Stärkung der großen Gedenkstätten, die aufgrund ihrer inhaltlichen wie institutionellen 
Professionalisierung besser den Erfordernissen der Antragstellung, der technischen 
Realisierung und der finanziellen Abwicklung entsprechen konnten. Dies wurde durch 
die zunehmenden administrativen Anforderungen befördert, zum Beispiel durch Unter-
werfung aller Projekte mit Baubestandteilen unter das Regelwerk der »Richtlinien für 
die Durchführung von Zuwendungsbaumaßnahmen« (RZBau).

	■ Das Erfordernis der für einen Unrechtskomplex exemplarischen Bedeutung eines 
historischen Ortes führte in der Antragstellung zu einer Überstrapazierung von »Allein-
stellungsmerkmalen«.

	■ Auch im Verfahren selbst gab es intransparente Abläufe, etwa unterschiedliche 
Betrachtungen hinsichtlich der Erfordernisse der Komplementärfinanzierung. Dies 
betraf den Umgang mit Drittmitteln und die Frage, ob es sich bei der Gegenfinanzie-
rung um eine durch das Sitzland oder aus dem Sitzland handeln muss.

	■ Nur in sehr wenigen Fällen kam es zur Förderung von Projekten, die länderüber-
greifend durchgeführt wurden. Sie ließen sich nur schwer realisieren, da die Abwick-
lung nur durch ein Bundesland federführend übernommen werden konnte.

	■ Ein zunehmend schwieriges Problem entstand durch die Bugwelle bereits bewillig-
ter Projekte, bei denen verschobene Zeitpläne Mittel in der Finanzplanung von BKM 
binden.

	■ Da eine Evaluierung realisierter Projekte nicht im Verfahren implementiert ist, 
konnten für weitere Entscheidungen entsprechende Erkenntnisse nicht oder nur unzu-
reichend zugrunde gelegt werden.

Diskussionswürdig sind auch Förderentscheidungen für Gedenkstättenprojekte 
außerhalb des regulären Verfahrens im Rahmen des Bundesgedenkstättenkonzepts. Dies 
betraf nicht nur Großprojekte, bei denen Förderentscheidungen durch den Bundestag 
bzw. in den sogenannten Bereinigungssitzungen des Haushaltsausschusses getroffen 
wurden, sondern auch Projekte, gegen deren Förderung sich das BKM-Expertengre-
mium aus fachlicher Sicht ausgesprochen hatte.
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Ich komme nun im dritten Teil meines Impulsreferats zur anstehenden Novellierung 
der Gedenkstättenkonzeption. In der Arbeitsgemeinschaft der KZ-Gedenkstätten, dem 
Expertengremium und bei BKM war lange Zeit fraglich, ob eine Neufassung der Kon-
zeption anzustreben sei, da es Befürchtungen gab, dass eine Überarbeitung auch zu 
einem nachteiligeren Ergebnis führen konnte – das Forum der Landesarbeitsgemein-
schaften sah dies anders. Nun ist mit dem Koalitionsvertrag der neuen Regierungspart-
ner vom Dezember 2021 eine politische Entscheidung getroffen. Der Koalitionsvertrag 
sieht eine Aktualisierung der Gedenkstättenkonzeption ebenso vor wie die auskömm-
liche Finanzierung der Gedenkstättenarbeit, die Verstetigung des Förderprogramms 
»Jugend erinnert« und eine Stärkung lokaler Initiativen.

Inzwischen sind hierzu von vielen Seiten zahlreiche Überlegungen erfolgt. So hat 
es bereits im Januar ein Gespräch des Gedenkstättenverbandes mit BKM gegeben und 
im Mai ein weiteres Gespräch der Arbeitsgemeinschaft der KZ-Gedenkstätten mit BKM. 
Im März befasste sich das Expertengremium im Rahmen einer Klausurtagung mit der 
Aktualisierung der Gedenkstättenkonzeption. Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, 
haben auch Gespräche der BKM mit der SED-Opferbeauftragten und der Stiftung Denk-
mal für die ermordeten Juden stattgefunden. Und sicherlich noch viele Gespräche mit 
weiteren Stakeholdern. Inzwischen, so scheint mir, prägen andere Themen die Agenda. 
Fragen, die sich infolge des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine stellten, wobei 
die Bildung der BKM-Taskforce Ukraine auch den Gedenkstättenbereich betreffen.

Auch von vielen der hier Anwesenden sind Positionspapiere erarbeitet worden, oft 
gleich mehrere. Das letzte mir vorliegende Papier ist die Stellungnahme der Arbeits-
gemeinschaft der KZ-Gedenkstätten in der Bundesrepublik Deutschland »Sicherung, 
Professionalisierung und Vernetzung der Gedenkstättenarbeit« vom Juli 2022. Etliche 
der folgenden Gedanken sind diesem Papier entnommen.

Der Krieg in der Ukraine, der die in den letzten Jahrzehnten gewachsene euro-
päische Friedensordnung fundamental infrage stellt, vom Bundeskanzler unter dem 
Begriff »Zeitenwende« gefasst, zeigt auch seine Auswirkungen auf die Gedenkstätten-
arbeit. Die Frage einer »auskömmlichen Finanzierung« der Gedenkstättenarbeit hat 
eine bei Abfassung des Koalitionsvertrags noch ungeahnte Bedeutung angenommen. 
Aufgrund der derzeitigen Kostensteigerungen (Personal-, Energie und Unterhaltungs-
kosten) können die Gedenkstätten ihren bildungspolitischen Auftrag nur noch unzu-
reichend erfüllen. Kaum, dass die Gruppenzahlen und die Nachfrage nach Bildungs-
programmen fast wieder auf dem Vor-Corona-Niveau angekommen sind, müssen jetzt 
in vielen Gedenkstätten aufgrund fehlender Ressourcen Absagen erfolgen. Dabei stehen 
auch hier wie in anderen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereichen die großen 
Belastungen noch bevor.

Die Abmilderung dieser sich aus der aktuellen Krise ergebenen finanziellen Belas-
tungen gehört eigentlich nicht in eine Konzeption, die mittel- und langfristige Perspek-
tiven skizzieren und entsprechende Verfahrensschritte fixieren möchte. Diese aktuelle 
Gefährdung darf aber auch nicht unausgesprochen bleiben, zeigt sie doch wie begrenzt 
die Möglichkeiten für gravierende Veränderungen zumindest in der nahen Zukunft 
tatsächlich sein werden.

Die aktuelle politische Situation, in der sich die bundesdeutsche Gesellschaft und 
Wirtschaft in einer bislang unbekannten Krisenlage befindet – mit starken sozialen 
Verwerfungen, vielleicht sogar globalen Gefährdungen der Demokratien – stellt auch 
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die Gedenkstätten vor große Herausforderungen. Im Positionspapier der Arbeitsge-
meinschaft KZ-Gedenkstätten heißt es dazu: »Nicht nur der russische Angriff auf die 
Ukraine bedeutet eine geschichtspolitische ›Zeitenwende‹. Autokratische und antilibe-
rale Tendenzen zeigen sich überall auf der Welt, extrem rechte Parteien sind in vielen 
Ländern auf dem Vormarsch; die Verbreitung von Geschichtsrevisionismus, Antisemi-
tismus und systematischer Desinformation vor allem im Internet hat sich während der 
Corona-Pandemie noch einmal verstärkt.«

Die Arbeitsgemeinschaft KZ-Gedenkstätten, in der sich große, in mittelbarer Lan-
desträgerschaft befindliche und institutionell vom Bund mitgetragene Einrichtungen 
organisieren, führten die sich inzwischen immer deutlicher zeigenden finanziellen 
Schwierigkeiten aber auch auf eine sich schon zuvor stärker abzeichnende strukturelle 
Unterfinanzierung der Haushalte zurück. Projektförderungen aus verschiedenen öffent-
lich finanzierten Programmen wie Drittmittelprojekte mit der Folge vieler befristeter 
Beschäftigungsverhältnisse täuschen über die tatsächlichen Schwierigkeiten hinweg. 
Konstatiert wird zudem ein erheblicher Sanierungsstau im baulichen und digitalen 
Bereich, ferner stehen Erneuerungen der teilweise mehr als 20 Jahre alten Dauer-
ausstellungen in einer Reihe der großen KZ-Gedenkstätten an, für die momentan die 
finanziellen Voraussetzungen fehlen. Dies verweist auch auf ein haushaltstechnisches 
Problem der institutionellen Förderungen. Da die Zuwendungen durch den Bund auf 
dem Wege der Fehlbedarfsfinanzierung ausgesprochen werden, ist es den Zuwen-
dungsempfängern nicht erlaubt, Rücklagen zum Beispiel für größere Projekte oder 
Bauunterhaltungsbedarf zu bilden. Dadurch waren und sind kostenintensive Vorhaben 
wie die Erneuerung von Dauerausstellungen auf das Mittel der Projektförderungen auf 
Grundlage der Gedenkstättenkonzeption des Bundes verwiesen, so dass der Mittelbe-
darf für die großen »Tanker« das Fördervolumen für die kleineren »Schiffe« begrenzte.

Beklagt wird eine zunehmende Unwucht in der Bundes- und Länderfinanzierung 
im Bereich der Erinnerungskultur: »Während in den institutionell von der BKM geför-
derten Gedenkstätten selbst um Kleinstbeträge gestritten werden muss und viele Vor-
haben gestreckt oder sogar gestrichen werden müssen, wurden etliche Großprojekte 
mit Volumina von teils über 100 Mio. Euro auf den Weg gebracht.« Die vom Deut-
schen Historischen Museum jüngst vorgelegten Vorschläge für die im Oktober 2020 
vom Bundestag beschlossene Dokumentations-, Bildungs- und Erinnerungsstätte zur 
Geschichte der nationalsozialistischen Besatzungsherrschaft beziffern die geschätzten 
Investitionen für einem Bau mit 15 000 Quadratmeter Fläche auf 134 Millionen Euro. 
Und auch die Kosten allein für in das Förderprogramm des Bundes aufgenommenen 
Sanierungsmaßnahmen im Bereich des ehemaligen Reichsparteitagsgeländes in Nürn-
berg dürften die 100 Millionen Euro überschreiten.

Die Fokussierung auf Zentralinstitutionen steht zweifellos in einem Spannungs-
verhältnis zu den geschaffenen Strukturen der bisherigen bundesdeutschen Gedenk-
stättenlandschaft, deren Dezentralität stets als vorbildlich herausgestellt wird.

Vor diesem Hintergrund werden an die Neufassung der Gedenkstättenkonzeption zahl-
reiche Erwartungen gestellt, die ich hier nur in Kurzform auflisten kann.

	■ Förderung von Projekten, die das zivilgesellschaftliche, kommunale und regionale 
Engagement stärken. Als zusätzliche Gesichtspunkte bei der Förderung sollten die 
regionale Verteilung und innovative Modelle berücksichtigt werden.
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	■ Um der in der Projektförderung eingebetteten Gefahr zu begegnen, dass nach einer 
vom Bund geförderten Anschubfinanzierung nach Projektabschluss der Schub auf 
Seiten des Landes oder der kommunalen Träger schwindet, sollten zur Sicherung der 
Nachhaltigkeit über die Forderung nach Übernahme der Betriebskosten und haupt-
amtlich abgesicherter Betreuung hinaus noch weitere Anforderungen implementiert 
werden, zum Beispiel in mehrjährigen Abständen die Abgabe von Berichten über die 
weitere Entwicklung der geförderten Projekte. Zugleich sollte es auch Möglichkeiten für 
eine weitere punktuelle Beteiligung durch den Bund geben, etwa in Form von Optionen 
für Nachfolgeprojekte oder die Ermöglichung mehrstufiger Realisierungen, sofern die 
Komplementärfinanzierung aus dem jeweiligen Sitzland gewährleistet ist.

	■ Auch wenn in der Gedenkstättenkonzeption der Bezug auf historische Orte, die 
in besonderer Weise von den Verbrechen und dem Herrschaftsvollzug im National-
sozialismus zeugen, unbedingt beizubehalten ist, sollten Förderwege auch für nicht 
ortsbezogene und Bundesländer übergreifende Projekte geschaffen werden.

	■ Kernpunkt muss der Umgang mit dem Erbe der NS-Verbrechen und des DDR-
Unrechts bleiben, auch um historischer Entkonkretisierungen und beinahe beliebigen 
Universalisierungen keinen Vorschub zu leisten. Dem widerspricht nicht die erwünschte 
Diversifizierung des Gedenkens, der Verweis auf andere Menschenrechtsverletzun-
gen und Genozidverbrechen in Geschichte und Gegenwart und das Verständnis von 
Gedenkstätten als Lernorte für die Demokratie. Diese Orientierungen sind seit vielen 
Jahren fester Bestandteil der Gedenkstättenarbeit ebenso wie Formate internationaler 
und intergenerationaler Begegnungen sowie diversitätsorientierte, inklusive und mög-
lichst barrierefreie Angebote.

	■ Die Vielzahl der in den letzten Jahren verstärkt diskutierten weiteren erinnerungs-
kulturellen Themen wie die im Koalitionsvertrag hervorgehobene Notwendigkeit zur 
Aufarbeitung kolonialer Kontexte oder das Gedenken an die Opfer des Rechtsterroris-
mus weisen zweifellos Verbindungen und Bezüge zur Gedenkstättenarbeit aus. Auch 
diesen Verflechtungen widmen sich viele Gedenkstätten in ihren Bildungsprogrammen. 
Denn der Holocaust verliert nichts »von seinem Schrecken, wenn er in den Kontext 
einer europäischen und globalen Geschichte der Gewalt gestellt wird«, so Michael Wildt 
in seiner Abschiedsvorlesung vom 17. Februar 2022 über die Singularität des Holocaust.

	■ Auch wenn deshalb denkbar ist, andere erinnerungskulturelle Themen im Rahmen 
der Gedenkstättenkonzeption mit darzustellen, bedürfen sie, wie beim »Rahmenkonzept 
zur Weiterentwicklung der Orte deutscher Demokratiegeschichte« geschehen, einer 
getrennten Umsetzung auf Grundlage eigener Förderlinien.

	■ Auch wenn die Gedenkstätten durch Ausstellungen, Publikationen, Seminare usw. 
vielfach bestätigt haben, dass sie zur Erforschung der Herrschaftssysteme des NS-
Regime und der DDR wichtige Beiträge leisten, gilt es ihre diesbezüglichen Kompeten-
zen weiter zu stärken. Zumal durch die – auch der Antragslogik bei Drittmittelprojekten 
entsprechende – anwendungsbezogenen Forschungsformate die Grundlagenforschung 
ins Hintertreffen geraten ist und zu bestimmten Aspekten auch nur selten durch die 
Universitäten geleistet werden kann. Gemeinsame Forschungsprojekte wären sehr 
hilfreich, die einrichtungsübergreifend sind, sich auf mehrere Bundesländer beziehen 
sowie auch ausländische Gedenkstätten einbeziehen können. Hier sei beispielsweise 
darauf verwiesen, dass sowohl eine gemeinsame Erfassung und Auswertung aller 
Transportbewegungen innerhalb der Lagersysteme fehlt wie auch ein lagerübergrei-
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fendes Kalendarium. Auch die Datenbanken zu Häftlingen, zu Verfolgern und Nutznie-
ßern weisen bis heute erhebliche Lücken auf. Hier könnte auch den »Arolsen Archives« 
eine koordinierende Rolle zukommen. Der Tunnelblick auf den jeweils einzelnen Ort 
verhindert Synergien.

Im Unterschied zu den Gedenkstätten zum DDR-Unrecht, die Mittel zu Forschungs-
projekten bei der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur beantragen 
können, gibt es eine solche Förderlinie für die NS-Gedenkstätten nicht. Da auch im 
Koalitionsvertrag festgehalten ist, dass Forschung in Gedenkstätten gefördert werden 
soll, gilt es hier, neue Wege zu ermöglichen. Hierzu bieten sich verstärkt Tandempro-
jekte mit Universitäten und Forschungseinrichtungen an, auch um dadurch bislang den 
Gedenkstätten verschlossene wissenschaftsübliche Antragswege – Stichwort DFG – zu 
erschließen. Für solche Kooperationen bedürfen die Gedenkstätten Ressourcen, die 
seitens der Universitäten als auch als Beitrag erwünscht bzw. gefordert sind. Auch 
Forschungsstipendien für den Aufenthalt von Forschenden können eine sinnvolle 
Ergänzung sein. Für größere Gedenkstätten bieten sich auch unmittelbare personelle 
Verzahnungen mit Universitäten an, wie dies beispielsweise bei den Gedenkstätten-
leitungen von Buchenwald, Flossenbürg und Sachsenhausen schon der Fall ist.

	■ Stärker als es bisher vereinzelt über den Weg von Pilotprojekten etwa im Bereich 
von Digitalisierungsstrategien oder bei inklusiven Formaten schon angestrebt wurde, 
sollten Vorhaben gefördert werden, die über den ortsbezogenen Nutzen hinaus auch 
einen Mehrwert für andere Gedenkstätten erzeugen. Nicht zuletzt, weil viele Fragen 
von allgemeiner Bedeutung sind, etwa die Sicherung von Erfahrungswissen und private 
Sammlungen von ehrenamtlichen Akteurinnen und Akteuren, welche oftmals die Ent-
stehung von Gedenkstätten geprägt haben.

	■ Das in der letzten Legislaturperiode in Ergänzung zu den beiden in der Gedenkstät-
tenkonzeption des Bundes bewährten Wegen der anteiligen institutionellen Förderung 
der Gedenkstätten von gesamtstaatlicher Bedeutung sowie den ebenfalls von Bund und 
Ländern zu gleichen Anteilen getragenen Projektförderungen eingerichtete Programm 
»Jugend erinnert« soll – so die Formulierung im Koalitionsvertrag – »verstetigt und 
modernisiert« werden. Die Eckpunkte dieses Modells, das auf das Erfordernis einer 
komplementären Kofinanzierung verzichtet und die Zusammenarbeit von Gedenk-
stätten mit anderen Trägern in der Entwicklung neuer Formate der Bildungsarbeit 
fördert, haben sich bewährt. Über die Begleitung und Vernetzung im Förderprogramm 
»Jugend erinnert« ist im GedenkstättenRundbrief Nr. 207 ein Bericht von Florian Kem-
melmeier erschienen. Im Nucleus der Projekte stehe demnach die Frage, wie in der 
dezentral verfassten Gedenkstättenlandschaft über kurze Impulse hinaus die inten-
dierte zukunftsorientierte Wirkung auch tatsächlich zu erzielen sei. Die Praxisberichte 
klingen vielversprechend ebenso wie Kemmelmeiers Fazit: »Es geht um’s Licht, nicht 
um die Leuchttürme.«

Auch wenn die Verstetigung dieses als Projekt aufgesetzten Programms die BKM 
vor haushaltsrechtliche Probleme stellen dürfte, insbesondere wenn die vorgeschlagene 
Verlängerung der Förderungszeiträume umgesetzt werden sollte, ist die Fortführung 
von »Jugend erinnert« ausgesprochen wünschenswert. Denn die positiven Erfahrungen 
kommen in hohem Maße kleineren und mittelgroßen Gedenkstätten zugute, die bis-
lang keine Förderung aus Mitteln der BKM erhalten haben. Bei der Neufassung des 
Programms ist auch zu prüfen, ob eine direkte Angliederung bei BKM zweckmäßig ist 
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oder die Abwickelung nicht besser ausgegliedert werden sollte. Dafür bietet sich ein 
entsprechend ertüchtigtes Gedenkstättenreferat an, das zugleich Hilfestellungen bei 
Antragstellungen, eine inhaltliche Begleitung gewährleisten und die Gedenkstätten 
als Projektträger ertüchtigen könnte, auf kommunaler und regionaler Ebene Mittel 
einzuwerben.

	■ Die zentrale Bedeutung des Gedenkstättenreferats für die Vernetzung der Gedenk- 
und Lernorte ist unstrittig. Sie dokumentiert sich in der Organisation des Informa-
tionsaustausches durch Seminare, durch den inzwischen in über 200 Ausgaben als 
Fachorgan erschienenen GedenkstättenRundbrief, durch das GedenkstättenForum und 
durch die Beratung einer großen Zahl von Arbeitsgemeinschaften (Arbeitsgemeinschaft 
KZ-Gedenkstätten, Verband der Gedenkstätten in Deutschland, AG Gedenkstätten-
pädagogik, Arbeitsgruppen der Gedenkstätten an Orten früher Lager, im Bereich der 
Justizhaftanstalten, der Euthanasieverbrechen und der Fach-Arbeitskreise Archive und 
Bibliotheken, Datenbanken und Forschung, Pädagogik, ferner der Landesarbeitsge-
meinschaften). Diese umfassenden Koordinationsfunktionen legitimieren das Gedenk-
stättenreferat auch als Vertretung der bundesdeutschen Gedenkstättenarbeit in inter-
nationalen Zusammenhängen wie der International Holocaust Remembrance Alliance 
(IHRA) und dem International Committee of Memorial Museums in Remembrance of 
the Victims of Public Crimes (IC Memo)/International Council of Museums (ICOM).

Schon seit längerem wird auf unterschiedlichen Ebenen im Zusammenhang mit dem 
bevorstehen altersbedingten Ausscheiden von Thomas Lutz überlegt, wie sein immen-
ses Erfahrungswissen gesichert und die Arbeit des Gedenkstättenreferats fortgeführt 
werden kann. Hierzu gibt es erste Verabredungen, die in den nächsten Monaten der 
weiteren Ausgestaltung bedürfen.

	■ Ein personell aufgestocktes Gedenkstättenreferat könnte noch stärker als bisher 
auch Maßnahmen im Bereich der Fortbildung und Qualifizierung von Mitarbeiter:in-
nen der Gedenkstätten initiieren. Hierbei ist auch an die Entwicklung von Nachwuchs-
programmen, zum Beispielen im Rahmen der Volontariatsausbildung und internationa-
len Austauschprogrammen zu denken. In einigen der vorliegenden Konzeptpapiere ist 
dieser Aufgabenbereich unter dem etwas missverständlichen Begriff einer Gedenkstät-
tenakademie gefasst worden. Hierbei ist aber nicht an eine zusätzliche ortsgebundene 
Akademie gedacht, wie es etwa bei der Akademie für kulturelle Weiterbildung in Wol-
fenbüttel der Fall ist. Die Idee zielt vielmehr auf unterschiedliche Kooperationsformate 
und den Aufbau eines kontinuierlichen digitalen Netzwerks.

	■ Zu überlegen ist, ob neben Berichten der Projektträger zur Nachhaltigkeit von 
Projekten auch externe Evaluationen und Elemente der seit langem geforderten Besu-
cherforschung in der Gedenkstättenkonzeption implementiert werden sollten. In diesem 
Zusammenhang ist auch zu prüfen, ob die regelmäßige, zum Beispiel zweijährliche 
Vorlage eines Berichts zum Stand der Gedenkstättenförderung durch BKM einer stär-
keren Wahrnehmung im politischen Raum, insbesondere im Bundestag, dienlich ist 
oder ob eine solche Maßnahme letztlich nur Ressourcen bindet, die anderweitig besser 
eingesetzt werden können.

Mit Bedacht habe ich die Frage nach organisatorischen Neustrukturierungen ans 
Ende meiner Ausführungen gerückt. Von verschiedenen Akteuren, so dem Gedenkstät-
tenverband und der Arbeitsgemeinschaft KZ-Gedenkstätten ist die Schaffung einer auf 
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einer breiten Trägerschaft gegründeten »Bundesstiftung Erinnern an die NS-Verbrechen, 
an ihre Opfer und Folgen« vorgeschlagen worden. Zum einen sollte durch die Äqui-
valenz zur Bundesstiftung zur Aufarbeitung der DDR-Diktatur und damit die Möglich-
keit zur Ausreichung von Fördermittel das bestehende Ungleichgewicht ausgeglichen 
werden. Zum zweiten sollten die Stiftungsgremien eine maßgebliche Mitwirkung von 
Vertretungen der Gedenkstätten an den inhaltlichen Entscheidungen gewährleisten. 
Und zum dritten sollten dadurch Möglichkeiten für Zustiftungen und für Mitwirkun-
gen weiterer Förderinstitutionen bzw. privater Stiftungen eröffnet werden, sich an 
einer Bundesstiftung zu beteiligen und innerhalb des Stiftungsprofils auch eigene 
Programmlinien beisteuern zu können. Es dürfte bekannt sein, dass sich zumindest 
eine Stiftung an der Förderung des Gedenkstättenreferats zunächst interessiert zeigte.

Unabhängig davon, dass es einer juristischen Prüfung bedarf, ob und wie eine 
»institutionelle« Einbindung privater Dritter in eine Bundesstiftung möglich ist, liegt 
das Primat für die in den letzten Jahrzehnten als staatliche Aufgabe erkannte Gedenk-
stättenförderung bei der Legislative, beim Bundestag. Da im politischen Raum aber 
derzeit keine Neigung erkennbar ist, sich dem administrativen Kraftakt der Etablierung 
einer weiteren Bundesstiftung zu unterziehen, und weitergehende Vorstellungen wie 
eine von Bund und Ländern gleichermaßen getragene Gedenkstättenstiftung gänzlich 
aussichtslos erscheinen, sollte man sich auf das Denk- und Machbare konzentrieren. 
Und auch hier wird es schwer genug werden und eines langen Atems bedürfen, ehe eine 
aktualisierte Gedenkstättenkonzeption unter den genannten derzeitigen politischen 
Rahmenbedingungen wird Früchte tragen können.

Prof. Dr. Detlef Garbe war bis 30. Juni 2022 Vorstand der Stiftung Hamburger Gedenk-
stätten und Lernorte. Er ist Mitglied im Expertengremium Gedenkstättenförderung bei 
der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

1	 Der Artikel ist die etwas längere Version des Impulsvortrags während der 10. Bundesweite Gedenk-
stättenkonferenz im Kreismuseum Wewelsburg, gehalten am 22. 9. 2022.
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Nationales Gedenken in lokaler Hand? 
G E D E N K S T Ä T T E N V E R W A L T U N G  I N  D E R  D D R   –  
B U C H E N W A L D  U N D  D I E  S T A D T  W E I M A R  1 9 4 9  B I S  1 9 6 1

Bianka Trötschel-Daniels

Wer verwaltete die Nationalen Mahn- und Gedenkstätten in der DDR?
In der DDR gab es ab 1961 drei Nationale Mahn- und Gedenkstätten. Auf den Geländen 
der vormals nationalsozialistischen Konzentrationslager, teils auch in den ehemaligen 
Lagergebäuden untergebracht, waren innerhalb von drei Jahren am 14. September 1958 
(Buchenwald), 12. September 1959 (Ravensbrück) und 23. April 1961 (Sachsenhausen) 
drei zentrale Gedenkorte zur Erinnerung an die nationalsozialistischen Verbrechen 
sowie insbesondere an den sogenannten Antifaschistischen Widerstandskampf ein-
geweiht worden.1 Am 28. Juli 1961 wurden diese ehemaligen Konzentrationslager per 
»Anordnung über das Statut der Nationalen Mahn- und Gedenkstätten« jeweils in den 
Rang einer »Nationalen Mahn- und Gedenkstätte« (NMG) erhoben. Sie standen damit 
im System der Gedenkstätten heraus. Das Statut bildete die Rechtsgrundlage für die 
Einordnung der NMG in die Verwaltungsorganisation der DDR.2 Gemäß § 1 Abs. 3 des 
Statuts hatten die NMG »eng mit den örtlichen staatlichen Organen« zusammenzu-
arbeiten. Darunter waren alle Volksvertretungen sowie der jeweils zugehörige voll-
ziehende Rat ab Bezirksebene zu verstehen. Diese Organe bildeten gemeinsam mit der 
Volkskammer das System der verwaltungsorganisatorischen Ordnung in der DDR.3

Wie die Zusammenarbeit zwischen der jeweiligen NMG und den örtlichen Orga-
nen funktionierte, wurde bislang allerdings kaum erforscht. Dabei konnten Studien 
zur Zusammenarbeit zwischen örtlichen Verwaltungen der jeweiligen Städte und den 
ansässigen Konzentrationslagern für die Zeit des Nationalsozialismus herausarbeiten, 
dass jene (der in diesem Beitrag verhandelten Forschungsfrage zeitlich vorgelagerte) 
Zusammenarbeit durchaus eng war.4

Ab 1961 waren die NMG dem Ministerium für Kultur (MfK) unterstellt. Dies erscheint 
naheliegend, wenn man die Bezeichnung als »nationale« Gedenkstätte derart inter-
pretiert, dass die Gedenkstätten also von einer besonderen Bedeutung des Ortes von 
überregionaler – wenn nicht sogar internationaler – Bedeutung zeugten.5 Diese Zuwei-
sung war jedoch keineswegs zwangsläufig und hatte sich in den Jahren vor 1961 oft 
verändert. Die Gedenkstätte Buchenwald auf dem Ettersberg bei Weimar wurde als 
erste eingeweiht und hat für die Frage nach der Verwaltungszuordnung für die anderen 
beiden Präzedenzcharakter.6 

Der vorliegende Beitrag zeigt Schwierigkeiten bei Verwaltungszuweisungen und 
Kompetenzen anhand dreier Zeitpunkte um 1949/1950, 1954/55 und 1958/59, in denen 
im weiteren Sinne verwaltungsorganisatorische Fragen der Gedenkstättenpraxis ver-
handelt wurden. Sie betrafen neben Fragen der Zuständigkeit auch finanzielle Aspekte. 
Der gewählte Betrachtungszeitraum von 1949 bis 1961 rahmt die frühesten Bemühun-
gen um die Einrichtung einer Gedenkstätte bis zur Verabschiedung des Statutes und 
zur Auflösung eines wichtigen Gremiums, des Kuratoriums für den Aufbau nationaler 
Gedenkstätten. 

Diesem Beitrag liegen vorrangig die Archivbestände des Ministeriums für Kultur 
zugrunde, sowie einige ausgewählte Archivalien aus dem Buchenwald-Archiv.7 Dort 
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liegen noch zahlreiche Akten, die im Hinblick auf die Verwaltungszusammenarbeit 
ausgewertet werden könnten. Für eine ganzheitliche Perspektive auf die Verwaltungs-
zusammenarbeit und -praxis zwischen den jeweiligen Gedenkstätten und den Stand-
ortkommunen müssten jedenfalls die Akten des Rates der Städte und Kreise sowie des 
Rates des Bezirkes ebenso einbezogen werden.8 

1949/1950: »Weit über das Land hinaus von internationaler Bedeutung« –  
Buchenwald als landespolitische Materie
Im frühen Zugriff auf die baulichen Überreste des Konzentrationslagers Buchenwald 
war vor allem das zivilgesellschaftliche Engagement ehemaliger Häftlinge treibende 
Kraft. Im April 1945 waren die Häftlinge des Konzentrationslagers Buchenwald befreit 
worden. Schon wenige Wochen später, bereits im Juli 1945, forderten einige ehemalige 
Häftlinge, das Lager »als Mahnmal« zu erhalten.9 Für viele von ihnen sollten die bau-
lichen Anlagen als Orte des Andenkens erhalten bleiben. Bald schon stand das Gelände 
des ehemaligen KZ allerdings nicht mehr als Ort für das Gedenken zur Verfügung, denn 
in den Baracken und Gebäuden wurde ein Sowjetisches Speziallager untergebracht. 
Erst ab 16. Januar 1950 wurde dieses sogenannte »Speziallager Nr. 2« geräumt und am 2. 
April 1950 aufgelöst. Offiziell übergeben wurde das Gelände erst am 21. Dezember 1951 
an das Thüringer Innenministerium.10 Die ersten Jahrestage der Befreiung des Lagers, 
zu denen sich hunderte Menschen versammelten, fanden daher im Stadtgebiet der Stadt 
Weimar statt. Die in der unmittelbaren Nachkriegszeit von den Bewohnerinnen und 
Bewohnern sowie Verantwortlichen der Stadt Weimar propagierte Trennung zwischen 
beiden Orten, die auch der Entlastung der Weimarer Bevölkerung diente, die von den 
nationalsozialistischen Verbrechen im Lager nichts gewusst habe könne, wurde in 
diesen Jahren nach Kriegsende und der Befreiung des Lagers damit auch räumlich 
aufgehoben. Zudem war bereits eine Spannung zwischen der Lokalität der faktischen 
Bewältigung und ihrer nationalen sowie politisch-ideologischen Bedeutung spürbar.11

Der erste Befreiungstag des KZ wurde 1946 in der Weimarhalle gefeiert. Das Denk-
mal von Walter Gropius (1883–1969), das den Märzgefallenen des Aufstandes von 1919 
gewidmet war und sich auf dem Weimarer Zentralfriedhof befand, wurde kurzerhand 
zum Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus umgewidmet.

Ein weiteres Jahr später, zum 11. April 1947, wurde auf dem Goethe-Platz in Weimar 
ein Denkmal aufgestellt. Es wurde entworfen von Hermann Henselmann und zeigt ein 
auf einer Spitze aufgestelltes, rotes Dreieck, das gen Himmel breiter wurde und den 
Schriftzug »BUCHENWALD« auf seinen drei Seiten trug.12 (Abb. 1)

Im selben Monat bildete die just ins Leben gerufene »Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes« (VVN) ein Buchenwald-Komitee, dessen Vorsitz der kommunistische 
Widerstandkämpfer und marxistisch-leninistische Historiker Walter Bartel (1904–1992) 
übernahm. Damit wurde das Gedenken erstmalig institutionalisiert. In den folgenden 
Jahren bis zur Auflösung der VVN 1953 in der DDR kam ihr eine tragende Rolle bei der 
Entwicklung der Gedenkstätte Buchenwald zu.13 So schrieb Walter Ulbricht (1893–1973) 
an Bartel am 22. April 1949 in einer SED-Hausmitteilung, dass der 1901 eingeweihte Bis-
marck-Turm vor den Toren des Konzentrationslagers auf dem Ettersberg nun gesprengt 
würde. Es sei, so Ulbricht, »notwendig, daß die VVN einen Beschluß faßt und uns 
eine Vorlage vorbereitet über den Bau eines Denkmals für die Opfer des Faschismus 
an der Stelle des Turms«. Rund um den Turm waren Gräber angelegt, in denen vor 
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allem Häftlinge, die noch nach der Befreiung des Lagers verstarben, begraben worden 
waren. Auch war der Turm noch zum dritten Jahrestag der Befreiung 1948 als Ort für 
die Gedenkfeier ausgewählt worden.14 

Nach der Sprengung des Turms besichtigte der Innenminister des Landes Thüringen 
im Juni 1949 das Gelände und verdeutlichte damit die landespolitische Dimension 
des Ortes. Die Gestaltung des Gedenkortes Buchenwald beschäftigte zu diesem Zeit-
punkt auch den Thüringer Landtag.15 In einem Beschluss der Regierung wurde der 
Finanz- und Haushaltsausschuss gebeten, einen Betrag von 100 000 DM16 aus der 
Landesreserve bereitzustellen als »erste Rate zur Erstellung eines Ehrenhains auf dem 
Ettersberg für die Opfer des Faschismus«. Außerdem teilte die Regierung mit, eine 
»Arbeitskommission« einzurichten, die die Pläne zur Errichtung des Ehrenhaines aus-
führen solle. Der Landtagspräsident August Frölich (1877–1966) übernahm einen Sitz 
in dieser Kommission. Frölich, vormaliger Ministerpräsident des Landes Thüringens 
von 1921 bis 1924, besichtigte Buchenwald im Juli 1949 und sprach sich gegenüber 

2  Glockenturm und 
Figurengruppe von 
Fritz Cremer 1958. 
Foto: Bilddatenbank 
des Bundesarchives

1  Buchenwald-Befreiungstag. Feierlichkeiten 1947 
in der Innenstadt von Weimar.
Foto: Erich Dumm, Bilddatendank des Bundes-
archivs
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dem amtierenden Ministerpräsidenten Werner Eggerath (1900–1977) dafür aus, das 
Gelände rund um den Ettersberg unter Naturschutz zu stellen. So wurde die »Verord-
nung zur Sicherstellung des ›Großen Ettersberges‹« auf der Grundlage des Reichsnatur-
schutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 erlassen. Dieses Vorgehen sollte sicherstellen, dass 
»ungeklärte Besitzfragen und private Besitzansprüche« der Einrichtung des Ehrenhains 
nicht entgegenstanden.17 Die Ausführung der Arbeiten und die Koordination waren zu 
diesem Zeitpunkt in den Händen der Thüringer Regierung, finanziert wurde die Anlage 
jedoch auch von der Staatsführung der DDR. 

Im Februar 1950 wies die Regierung der DDR 1,5 Millionen DM für die Anlage eines 
Ehrenhains an den Minister für Volksbildung des Landes Thüringen weiter. Die Ober-
bauleitung lag ab dann beim Thüringer Ministerium für Versorgung, geführt von Willy 
Hüttenrauch (1909–1996), und der dortigen Abteilung Bauwesen.18

Doch die Verantwortlichen auf Thüringer Landesebene maßen dem Gedenkort 
Buchenwald eine zentralere Bedeutung bei, die sich ihrer Ansicht nach auch in der Ver-
waltungsorganisation widerspiegeln sollte. Eggerath hatte sich deshalb Ende des Jahres 
1949 an Ministerpräsident Otto Grotewohl (1894–1964) gewandt: Das Land Thüringen 
werde zwar weitere 120 000 DM zur Gestaltung des Ehrenhains und der »Errichtung 
eines großen Mahnmales« zur Verfügung stellen, nachdem bereits 100 000 DM für 
vorbereitende Arbeiten bereitgestellt worden waren. Für die weitere finanzielle Unter-
stützung des VNN sollte jedoch geklärt werden, ob Buchenwald besser zentral unter-
stellt würde. Die Regierung in Thüringen war der Ansicht, »dass es sich hier um eine 
Angelegenheit handelt, die weit über den Rahmen des Landes Thüringen hinaus von 
internationaler Bedeutung ist und daß diese Frage daher auch von den höchsten Orga-
nen der Deutschen Demokratischen Republik zu behandeln und zu entscheiden ist.«19 

Buchenwald gehöre, so Eggerath, in die Zuständigkeit des Präsidenten Pieck, der 
Regierung unter Grotewohl und damit auch »in den Haushaltsplan der Deutschen 
Demokratischen Republik«.20 Er forderte damit bereits 1949, was erst zehn Jahre später 
umgesetzt wurde, als die Gedenkstätte Buchenwald eine eigene, dann dem Ministerium 
für Kultur, zugeordnete Haushaltsorganisation wurde.21

Das Land Thüringen wurde im Rahmen der Verwaltungsneuorganisation im Jahr 
1952 aufgelöst. Die Aufgaben wurden größtenteils von den neugegründeten Bezirken 
übernommen. Die Verwaltung der Gedenkstätte Buchenwald wurde allerdings nicht 
auf den zuständigen Bezirk Erfurt übertragen. 

1953/1954/1955: Rat der Stadt: Vom »Mitverwalter« zum »Investträger«
Im Oktober 1953 befasste sich Eduard Ullmann (geb. 1921) mit dem aktuellen Stand des 
Aufbaus der Gedenkstätten, da die museale Ausgestaltung der Gedenkstätte vom im 
Vorjahr gegründeten Museum für Deutsche Geschichte übernommen worden war.22 
Der stellvertretende Direktor des Museums schilderte, dass das Gelände in Buchen-
wald einen insgesamt verwahrlosten Eindruck erwecke, obwohl es bereits eine »gute 
Ausstellung im Kantinengebäude« gab und auch das Krematorium gepflegt wurde.23 

Ullmann stellte darüber hinaus fest, dass das Objekt »keine eigentliche Verwaltung« 
habe, sondern vielmehr vom »Rat der Stadt mitverwaltet« werde.24

Dieser Zustand sollte verändert werden. Das Sekretariat des Zentralkomitees (ZK) 
der SED fasste am 2. Dezember 1953 einen Beschluss zur Gestaltung der Gedenkstätte 
Buchenwald.25 Der bis dato ausgearbeitete Plan zur »äußeren Gestaltung der Gedenk-
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stätte« sollte zurückgestellt und »entsprechend der politischen 
Bedeutung der Gedenkstätte« vom Komitee der antifaschisti-
schen Widerstandkämpfer und der Staatlichen Kommission für 
Kunstangelegenheiten neu ausgearbeitet werden.

Agethen bringt diesen ab 1953 stärker forcierten Auf- und 
Ausbau der Gedenkstätte mit dem Aufstand vom 17. Juni 1953 in 
Verbindung, bei dem Millionen Menschen in Ost-Berlin und der 
weiteren DDR die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
im Staat anprangerten und ihre Unzufriedenheit mit dem System 
in Demonstrationen zum Ausdruck brachten. Dieser Aufstand 
habe, so Agethen, »das Bedürfnis der SED nach Selbstlegiti-
mation verstärkt« herausgefordert und sie »entschloss […] sich 
[daher] zum planmäßigen Aufbau der Gedenkstätte«.26 Aller-
dings könnten die Pläne auch mit den Feierlichkeiten anlässlich 
des 10. Todestages von Ernst Thälmann (1886–1944) zusammen-
hängen. Thälmann war einer der führenden Kommunisten und 
bereits 1933 von Nationalsozialisten verhaftet worden. Zwar 
war er jahrelang an verschiedenen Orten in Haft, er wurde aber 
zuletzt zum Konzentrationslager Buchenwald verbracht und dort 
im August 1944 hingerichtet. Sein zehnter Todestag war Anlass zahlreicher Gedenk-
feiern in der DDR, so auch in Buchenwald.27

Am 14. Januar 1954 beschloss das Präsidium des Ministerrates auf der Grundlage 
des ZK-Beschlusses, dass die »nationale Gedenkstätte Buchenwald« errichtet und als 
»zentrale Gedenkstätte für die Opfer des Faschismus« aufgebaut werden soll. Das Minis-
terium der Finanzen wurde beauftragt, bis 1956 insgesamt 10 Millionen DM für den 
Aufbau zur Verfügung zu stellen.28 Diesen Beschluss des Ministerrates hob der erste 
Sekretär des ZK der SED und stellvertretende Vorsitzende des Ministerrates, Walter 
Ulbricht (1893–1973), durch einen »Vorschlag« im November desselben Jahres wieder 
auf. Die notwendigen Finanzmittel in Höhe von 10 Millionen DM seien ausschließlich 
»durch Sammlungen aufzubringen.«29 Grotewohl stimmte am 24. Januar 1955 Ulbrichts 
Vorschlag zu, die Mittel für den Aufbau der Gedenkstätten durch Spenden aus der 
Bevölkerung zu finanzieren und wohl auch gleichzeitig der Gründung eines Kurato-
riums, dessen vornehmliche Aufgabe es war, Spenden zu sammeln.30

Der Staat als zentraler Spendensammler – Kuratorium 1955–1961
Grotewohl wurde Vorsitzender des »Kuratoriums für den Aufbau Nationaler Gedenk-
stätten in Buchenwald, Sachsenhausen, Ravensbrück«, das sich am 1. April 1955 im 
Steinsaal des Nationalrates der Nationalen Front konstituierte. Das Kuratorium war 
dem Haushalt der Nationalen Front zugeordnet.31 Anwesend waren Regierungsvertreter, 
Vertreter der Parteien und Massenorganisationen sowie weitere Repräsentanten des 
öffentlichen Lebens, insgesamt bestand das Kuratorium aus 109 Mitgliedern. Olsen cha-
rakterisiert die Gründung als »the final step in the state’s takeover of the Buchenwald 
memorial project«.32 Nichtsdestotrotz ist die Rolle der Opferverbände beim Aufbau der 
Gedenkstätte nicht zu unterschätzen. Sie gaben den frühen Impuls zum Erhalt und zur 
Pflege der baulichen Anlagen als Gedenkstätten, übernahmen frühe Führungen und 
regten die Sammlung von Artefakten für die Ausstellung an. 

3  Spendengutschein 
»Baustein für die Errich
tung von Gedenkstät-
ten auf dem Gelände 
der ehem. faschisti-
schen Konzentrations
lager in der Deutschen 
Demokratischen 
Republik«, 1955
Abbildung: Mahnund
Gedenkstätte
Ravensbrück
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Mit der Bildung des Kuratoriums wurde der Aufbau nunmehr offiziell systematisch 
vollzogen und institutionell angebunden. Trotz alledem war es Grotewohl ein Anliegen, 
die gesamtgesellschaftliche Verantwortung für die Gedenkstätte herauszustellen. Der 
»Aufbau nationaler Gedenkstätten [könne] nicht allein Angelegenheit behördlicher 
Maßnahmen sein. Ebenso wie die Initiative zum Aufbau der Gedenkstätten ein Werk 
der Bevölkerung selbst ist, müsse die Ausführung der Pläne die Sache breitester Kreise 
der Bevölkerung sein.«.33

Ernst Saemerow: Maler und Sammler
Sekretär des Kuratoriums für den Aufbau Nationaler Gedenkstätten in Buchenwald, 
Sachsenhausen, Ravensbrück wurde Ernst Saemerow. Über Saemerow ist bislang kaum 
etwas bekannt. Einen Eintrag in einschlägigen Lexika hat er nicht. Eine Auskunft des 
Suchdienstes des Deutschen Roten Kreuzes förderte einige biografische Eckpunkte zu 
Tage:34 Saemerow wurde am 22. September 1906 in Berlin geboren und wohnte bis 
in die 1940er-Jahre hinein dort35. 1920 begann er eine Ausbildung zum Maler und 
arbeitete fortan als solcher. 

Am 1. Februar 1942 wurde Saemerow zum Kriegsdienst eingezogen, ab 1. April 1943 
war er Gefreiter, ab 1. September 1944 Obergefreiter. Im Mai 1945 wurde er in ein 
Kriegsgefangenenlager nach Libau, heutiges Liepāja (Lettland), verbracht und war 
anschließend an unterschiedlichen Gewahrsamsorten im heutigen Litauen, Belarus 
und der Russischen Föderation untergebracht. 1947 unterzeichnete Saemerow einen 
schriftlichen Gruß an den 2. Parteitag der SED als Vertreter der Lagerbelegschaft des 
sowjetischen Kriegsgefangenenlager 7294.36 Am 27. Dezember 1947 wurde in das Heim-
kehrerlager Gronenfeld bei Frankfurt/Oder verbracht. Er übernahm rasch nach seiner 
Heimkehr Funktionen im neugegründeten VVN, neben Georg Spielmann (1908–1985), 
in der Organisationsabteilung des VVN und war später auch Mitglied des Komitees der 
Antifaschistischen Widerstandskämpfer (KdAW).37 1955 trat er den Sekretärsposten im 
Kuratorium an. Dort kümmerte er sich mit »Einfallsreichtum und Energie« um Mög-
lichkeiten, Spenden zu akquirieren. Die symbolischen »Bausteine« (Abb. 3), die von der 
Bevölkerung für den Aufbau der nationalen Gedenkstätten erworben werden konnten, 

4  Ringgrabanlage 
Buchenwald 1957.

Foto: Bilddatenbank 
des Bundesarchives
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waren seine »Erfindung«38. Saemerow koordinierte die Spendenaufrufe und regte an, 
weitere Vertriebsmittel wie Broschüren, Postkarten oder Plaketten, Bildmappen oder 
Abzeichen herauszugeben.39 

Schon bis Ende des Jahres 1955 gingen dem Kuratorium aus dem Erlös und sonsti-
gen Zuwendungen 6,2 Millionen DM zu. 1960 berichtete die Zeitung »Neue Zeit« unter 
Berufung auf Äußerungen Saemerows von 26,8 Millionen DM, die von der Bevölkerung 
aufgebracht worden waren. 8,4 Millionen DM davon kamen allein aus dem Verkauf von 
»Bausteinen«. Insgesamt sammelte das Kuratorium bis zu seiner Auflösung Ende des 
Jahres 1961 30 Millionen DM.40 1971 wurde Saemerow der Vaterländische Verdienst-
ordens in Bronze verliehen, was wohl auch im Zusammenhang mit seinen Leistungen 
im Kuratorium stand. Saemerow verstarb am 22. April 1974 im Alter von 67 Jahren 
und wurde auf dem Zentralfriedhof in Berlin-Lichtenberg (Friedrichsfelde) beigesetzt.41 

1954/1955: »… die Gedenkstätte organisatorisch klar einzugliedern«,	
Der organisatorische Aufbau der Gedenkstätte vollzog sich im Laufe des Jahres 1954 
parallel zur bis dato komplizierten Finanzierungs- und Verwaltungslage der Gedenk-
stätte. Die äußere, architektonische Gestaltung der Gedenkstätte wurde aufgrund des 
Ministerratsbeschlusses vom 14. Januar 1954 am 1. Februar 1954 an ein selbstständiges 
Architektenkollektiv, das sogenannte »Buchenwald-Kollektiv«, übergeben.42 Es war 
beim Ministerium für Kultur angesiedelt. Das Kollektiv löste sich am 15. November 
1955 wieder auf, nachdem die Planungen für Buchenwald und Ravensbrück abge-
schlossen waren.43

Währenddessen erarbeitete das Deutsche Museum die Ausstellung, für die mit Hilfe 
des KdAW Gegenstände, Dokumente und andere Realien zusammengetragen wurden.44 

Die Gedenkstätte wurde 1954 also sowohl vom Ministerium für Kultur (als Nachfol-
gerin der Staatlichen Kunstkommission) als auch vom Museum für Deutsche Geschichte 
Berlin verwaltet. Ziel war jedoch, diese »Doppelunterstellung« aufzulösen und die 
Gedenkstätte an die Stadt Weimar zu übergeben. Der Oberbürgermeister der Stadt 
Weimar, Hans Wiedemann (1888–1959), wurde im Juni 1954 über diese Pläne lediglich 
informiert. Die Haushaltsmittel für die Gedenkstätte für das Jahr 1955 sollten durch den 

5  Einweihung der 
Mahnmalsanlage am 
14. 9. 1958.
Foto: Ernst Schäfer, 
Sammlung Gedenk-
stätte Buchenwald
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Rat der Stadt eingeplant werden, für das Jahr 1954 konnten die erforderlichen Mittel 
noch durch einen Sonderfinanzausgleich zur Verfügung gestellt werden. 

Ullmann trieb noch Ende des Jahres 1954 sein Anliegen voran. Er schrieb an Alb-
recht von der Hauptabteilung Bildende Kunst des MfK, dass der Aufbau der Gedenk-
stätte Buchenwald »im Wesentlichen« abgeschlossen sei. Die Gedenkstätte müsse nun-
mehr »organisatorisch klar ein[ge]gliedert« werden, was bedeute, das Museum von 
seinen bisherigen Verpflichtungen zu entbinden. 45

Am 22. Dezember 1954 erfolgte schließlich die Übergabe »des Personals, der Finanzen, 
des Haushalts und der Verwaltung der Gedenkstätte Buchenwald an den Rat der Stadt 
Weimar.«46 Sie entfaltete zum 1. Januar 1955 ihre Wirkung: die Gedenkstätte war nun 
dem Rat der Stadt Weimar unterstellt.47 Der Rat der Stadt Weimar war im Folgenden 
als »Investträger« für den Aufbau des Ehrenhains Buchenwald verantwortlich, »Plan-
träger« war das Ministerium für Kultur. Die »Aufbauleitung Ehrenhain Buchenwald« 
für die Gedenkstätte wurde beim Rat der Stadt Weimar, Abteilung Aufbau, angesiedelt. 
Dafür wurde zunächst Alois Mattheus bis Januar 1956 neu beim Rat der Stadt Weimar 
eingestellt, mit Wirkung zum 2. Januar 1956 übernahm Kurt Schaffner diese Aufgabe. 
Er erhielt dafür eine Vergütung von 900 DM.48 Weitere Arbeitskräfte, insbesondere in 
den niedrigen Gehaltsgruppen, für den ständigen Betrieb der Gedenkstätte zu finden, 
erwies sich indes als schwierig.49 Die sieben Kilometer außerhalb von Weimar auf 
dem Berg gelegene Gedenkstätte war schlecht zu erreichen, die Verkehrsinfrastruktur 
nicht gut ausgebaut. Die Arbeiterinnen und Arbeiter mussten zu Fuß kommen oder 
lange Anfahrtswege in Kauf nehmen. Erst als auf dem Ettersberg Wohnungen für die 
Bediensteten eingerichtet wurden, später auch eine Kinderbetreuungseinrichtung für 
die dort Arbeitenden hinzukam, verbesserte sich die Lage etwas.50

1958/1959: »Buchenwald ist eine neue Etappe«
 »Warum hat der Rat der Stadt noch nichts wegen der Übernahme der Gedenkstätte 
unternommen?« 
Die Mahnmalsanlage zur Gedenkstätte Buchenwald, bestehend aus einem weithin 
sichtbaren Turm (der an der Stelle des 1949 gesprengten Bismarck-Turmes errichtet 
wurde), einer vom Künstler Fritz Cremer (1906–1993) gestalteten Figurengruppe sowie 
einer Ringgrabanlage, wurde schließlich am 14. September 1958 unter größter Anteil-
nahme der Bevölkerung eingeweiht. (Abb. 2, 4, 5)

Wenige Tage nach der Einweihungsfeier wandte sich der Aufbauleiter Kurt Schaff-
ner an Karl Siering vom Ministerium für Kultur und merkte an, dass immer noch 
keine »formalen Übergabeverhandlungen mit dem Rat der Stadt« stattgefunden hatten. 
Verantwortungen und Zuständigkeiten seien nicht klar geregelt. Es müsse eine Person 
festgelegt werden, die die »gesamten Interessen [der Gedenkstätte] wahrnimmt«, sowie 
eine »gewisse Arbeitsordnung« hergestellt werden.51 Zunächst gingen die Verantwortli-
chen davon aus, dass die Verwaltung der Gedenkstätte in den Händen der Stadt Weimar 
verbleiben soll. Für das Jahr 1958 sei es auch möglich, die Stadt bei der Finanzierung 
zu unterstützen. Spätestens jedoch ab 1. Januar 1959 sollten die Mittel »auf alle Fälle«, 
so die Meinung im Ministerium für Kultur, im Haushalt des Rates der Stadt Weimar 
bereitgestellt werden.52 Im Rat der Stadt Weimar zögerten die Verantwortlichen jedoch, 
sich der Gedenkstätte vollumfänglich anzunehmen. Die enorme finanzielle Belastung 
spielte dabei eine entscheidende Rolle. Für den Betrieb der Gedenkstätte standen 299 



21

TDM Ausgaben 1,3 TDM Einnahmen gegenüber.53 Hinzu kamen strukturelle Heraus-
forderungen, die sich in den vorangegangenen Jahren gezeigt hatten und nach der 
Einweihung nochmals verstärkten. In den zwölf Wochen nach der Einweihung reisten 
bis Ende November 1958 weitere 250 000 Menschen nach Buchenwald.54 Die anreisen-
den Gäste konnten mit der bestehenden Verkehrsinfrastruktur nicht auf den Ettersberg 
gebracht werden, die gastronomischen Plätze in der Stadt reichten nicht aus, um die 
Gäste zu versorgen, die Kapazitäten etwa der Toilettenanlagen auf dem Ettersberg 
waren dem Besucherstrom von im Durchschnitt bis zu 20 000 Personen (pro Monat; 
in der Spitze bis zu 70 000 im Sommer des darauffolgenden Jahres 1959 pro Monat) 
nicht gewachsen. Dabei war das Mahnmal aus »Solidaritätsmitteln« errichtet worden. 
Daher mussten, nach Ansicht der Verantwortlichen im Bezirk Erfurt, auch die Voraus-
setzungen geschaffen werden, dass es für jedermann zugänglich war, Buchenwald 
sollte »das Ziel aller patriotischen Kräfte Deutschlands« werden. »Buchenwald ist eine 
neue Etappe – unter diesem Gesichtspunkt muss alles gesehen werden«, so der Vor-
sitzende des Rates des Bezirkes Erfurt Willy Gebhardt.55

Am 15. Oktober 1958 wurde die Frage nach der Zuständigkeit im Rathaus Weimar 
erneut diskutiert. Gebhardt (Rat des Bezirkes) und Siering (MfK) wiesen den Rat der Stadt 
Weimar nachdrücklich darauf hin, aktiv zu werden. Siering wunderte sich, »warum der 
Rat der Stadt noch nichts wegen der Übernahme der Gedenkstätte unternommen habe. 
Der Rat müsse sich sofort verantwortlich fühlen.« Das MfK sei lediglich noch für die 
endgültige Aufstellung der Plastikgruppe Fritz Cremers und für die Beseitigung der 
Schäden, die während der Einweihungsfeier entstanden waren, verantwortlich.56 Die 
Stadt Weimar jedoch konnte und wollte sich der Aufgabe scheinbar schlicht nicht stel-
len. Aus einer »Gedenkschrift über die weitere Gestaltung der Mahn- und Gedenkstätte 
Buchenwald«, die der Rat der Stadt Weimar im Nachgang zur Sitzung vom 15. Oktober 
1958 anfertigte, sprachen die Bemühungen, Weimar von Buchenwald zu separieren. So 
wurde immer wieder auf die schon räumliche Trennung der beiden Orte hingewiesen: 
»vor den Toren der Stadt Weimar«, »Buchenwald in unmittelbarer Nähe«. Die Bedeutung 
des Ortes Buchenwald wurde heroisiert und damit die Notwendigkeit begründet, dass 
sich das Ministerium für Kultur des Ortes annehmen sollte. Nach einigen Vorschlägen, 
wie die Situation infrastrukturell verbessert werden könnte (bessere Busverbindungen, 
Verpflegung mit »Imbißcharakter« in der Gedenkstätte, Herstellung von Postkarten 
und Broschüren), versäumte der Rat der Stadt es allerdings nicht darauf hinzuweisen, 
dass sich die »Besucher Weimars« von Stadt und Gedenkstätte einen »Gesamteindruck« 
verschaffen würden, bei dem der Zustand der Innenstadt Weimars sinnbildlich für den 
friedlichen Wiederaufbau in der DDR stehe. Die Restaurierung des Zentrums der Stadt 
solle daher nicht länger aufgeschoben werden, vielmehr solle Weimar doch in den Kreis 
jener Städte aufgenommen werden, die innerhalb des Fünfjahresplanes wiederaufge-
baut werden sollten. Die Stadt Weimar wollte also durchaus von den Besucherinnen 
und Besuchern profitieren, die Buchenwald anzog, die Verantwortung für den Ort sollte 
allerdings zentral geschultert werden: »Buchenwald ist zur zentralen Gedenkstätte des 
internationalen antifaschistischen Widerstandskampfes in der DDR geworden. Um bei 
der Verwirklichung der Pläne an diesem zentralen Objekt die nötige Hilfe und Anlei-
tung geben zu können, wird vorgeschlagen, den gesamten Komplex dem Ministerium 
für Kultur zu unterstellen, wobei die nationale Gedenkstätte ein Schwerpunkt der 
politischen Arbeit für den Bezirk Erfurt und die Stadt Weimar bleibt.«57
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»Die Nationale Gedenkstätte Buchenwald wird dem Ministerium für Kultur direkt unter-
stellt« 
Nur zwei Wochen nachdem die Weimarer Gedenkschrift im Ministerium für Kultur 
eingegangen war, fiel dort die Entscheidung: »Die Nationale Gedenkstätte Buchenwald 
wird dem Ministerium für Kultur direkt unterstellt […]«. Als Begründung wurde aller-
dings nicht der Hilferuf der Stadt Weimar angegeben, sondern auf die Einflussmöglich-
keiten im Hinblick auf »eine ständige Anleitung und echte ideologische Bedeutung« 
verwiesen.58 

Dem Rat der Stadt Weimar verblieben nach der Übertragung auf das Ministerium 
für Kultur noch der Ausbau eines Kasernengebäudes für Wohnzwecke im Rahmen des 
örtlichen Wohnungsbauprogrammes 1959, die Bereitstellung der Mittel für die Erstaus-
stattung des Touristenhotels sowie der Massenverpflegungsstätte und schließlich die im 
Perspektivplan vorgesehenen Verbesserungen der Verkehrsverhältnisse auf dem Etters-
berg.59 Die Mittel dafür wurden vom Rat des Bezirkes Erfurt zur Verfügung gestellt, der 
das Geld aus dem Rücklagenfonds entnahm.60 Der Rat des Bezirkes nahm auch andere 
koordinierende Aufgaben wahr. So verteilte er beispielsweise die Baumaterialien weiter, 
die ihm wiederum vom Ministerium für Aufbau zugewiesen wurden.61 Die Nationale 
Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald wurde mit Wirkung vom 1. April 1959 eine eigene 
Haushaltsorganisation und dem Ministerium für Kultur unterstellt.62 Damit war die 
allgemeine staatliche juristische Person, die jährliche Mittel aus dem Staatshaushalt 
zugewiesen bekam. Etwaige Einkünfte mussten an den Staat zurückgeführt werden.

Fazit und Ausblick
In den 1950er Jahren gab es Spannungen zwischen lokaler Verantwortung für die 
Gedenkstätte Buchenwald und der mit diesem Orten verknüpften, nationalen Bedeu-
tung der Erinnerung. Es wurde deutlich, dass, was national bedeutsam sein soll, auch 
zentral verwaltet werden muss. Der Aufbau der NMG wurde primär vom zivilge-
sellschaftlichen Engagement ehemaliger Häftlinge sowie weitere antifaschistischer 
Gruppen vorangetrieben. Voraussetzung für den Aufbau war weiterhin die überwäl-
tigende Spendenbereitschaft der Bevölkerung, ohne die die Finanzierung nicht hätte 
sichergestellt werden können. Die museale Ausgestaltung und auch Führungen in den 
Gedenkstätten fanden dort schon statt, als es noch kein schlüssiges Konzept für die 
Gedenkstätten in der DDR gab. 

Obwohl in der Frühphase das Land Thüringen für den Aufbau der Gedenkstätte 
verantwortlich zeichnete, ging die Verantwortung nach der Verwaltungsreform nicht 
etwa auf den Bezirk Erfurt über, sondern wurde der Stadt Weimar angetragen. Bis 1959 
feststand, dass das Ministerium für Kultur die Hoheit über die NMG übernehmen wird, 
versuchte die Stadt Weimar die Verwaltungsorganisation für die Gedenkstätte Buchen-
wald zu stemmen, scheiterte aber an dieser mächtigen Aufgabe. Der Vorschlag, dass 
das Ministerium für Kultur die Verwaltungsorganisation übernehmen solle, kam von 
den Verantwortlichen in der Stadt Weimar. Die Verantwortlichen im Ministerium für 
Kultur rechtfertigten die Übernahme durch das Ministerium zuletzt mit den vorgeblich 
besseren Möglichkeiten ideologischer Einflussnahme auf die Gedenkstätte, vielmehr 
standen aber die Bedeutung des Ortes und die faktischen Möglichkeiten einer Stadt 
wie Weimar einem Ort wie Buchenwald gerecht zu werden, hinter den Überlegungen 
der verwaltungspraktischen Zuordnung.
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»Berufsbild/Menschenbild –  
Ordnung und Sicherheit« 
E I N  P Ä D A G O G I S C H E S  V E R M I T T L U N G S P R O G R A M M  
F Ü R  P O L I Z E I S C H Ü L E R I N N E N  U N D  P O L I Z E I S C H Ü L E R  
A M  L E R N -  U N D  G E D E N K O R T  S C H L O S S  H A R T H E I M

Simone Loistl

Seit 2017 gibt es am Lern- und Gedenkort Schloss Hartheim ein pädagogisches Ver-
mittlungsangebot, das sich speziell an Polizeischülerinnen und Polizeischüler richtet. 
Im Winter 2021/2022 wurden die Ergebnisse der Evaluierungen der ersten Jahre ein-
gearbeitet und Ergänzungen vorgenommen. Der folgende Beitrag bietet einen Einblick 
in die Methoden und Materialien des Programms »Berufsbild/Menschenbild – Ordnung 
und Sicherheit« sowie einen kurzen Überblick über die historischen Anknüpfungs-
punkte zwischen Polizeigeschichte und NS-Euthanasie.

Schloss Hartheim, das sich in der Nähe von Linz in Oberösterreich befindet, war 
von 1940–1944 eine von sechs Euthanasieanstalten im Deutschen Reich. Im Rahmen 
der »Aktion T4« wurden von Mai 1940 bis August 1941 Menschen mit Behinderung und 
psychischen Erkrankungen ermordet. Nach dem Stopp der »Aktion« wurde der Betrieb 
nicht eingestellt, sondern es wurden bis in den Spätherbst 1944 Häftlinge aus den Kon-
zentrationslagern Mauthausen, Gusen, Dachau und Ravensbrück (»Sonderbehandlung 
14f13«) sowie Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter ermordet. In Hartheim sind 
über den Zeitraum von 1940 bis 1944 insgesamt 30 000 Menschen in einer Gaskammer 
getötet worden.1 Nach verschiedenen Nutzungen des Gebäudes in der Nachkriegszeit 
wurde 2003 der Lern- und Gedenkort Schloss Hartheim mit der Gedenkstätte für die 
Opfer der NS-Euthanasie und der Ausstellung »Wert des Lebens« eingerichtet.

Einführend ein kurzer Abriss zu den historischen Bezugspunkten:
Es drängt sich für Sie als Leserin oder Leser vielleicht gerade die Frage auf, wieso 
an einem Ort wie Hartheim ein Programm für Polizeischülerinnen und Polizeischüler 
angeboten wird. Im ersten Moment etwas irritierend – bei genauerer Betrachtung 
ergeben sich aber mehr Anknüpfungspunkte zur Polizeigeschichte als man vermuten 
würde: Der Kriminalpolizei sollte im Nationalsozialismus eine besondere Rolle zuge-
sprochen werden: Im Verständnis einer biologisch definierten Gesellschaft sollte sie 
als »Arzt am Volkskörper«2 agieren, und die Möglichkeit bekommen, das Verbrechen 
»auszumerzen«. Die Umsetzung dieser Forderung, die bereits seit den 1920er-Jahren 
von bestimmten Kreisen in der Polizei vertreten wurde, schien mit der Machtergreifung 
der Nationalsozialisten zum Greifen nahe. Verbrechen wurde als etwas Vererbbares 
definiert. Die scheinbare Weitergabe von »kriminellen Anlagen« über Generationen 
sollte durch präventive Maßnahmen nun unterbunden werden.

Höchste Stellen der Polizei in Berlin waren zudem von Beginn an in die NS-Eutha-
nasie eingebunden. Das Kriminaltechnische Institut (KTI) der Reichskriminalpolizei 
war maßgeblich an der Entwicklung der Gaskammern beteiligt3 und der Chemiker 
August Becker war in Folge auch verantwortlich für die technischen Angelegenheiten 
der Anlagen, bereiste die Anstalten, um Wartungen vorzunehmen und die verantwort-
lichen Ärzte zu schulen. Auch die Beschaffung der Gasflaschen von der I.G.-Farben 
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in Ludwigsburg und deren Verteilung an die Anstalten oblag dem KTI ebenso wie die 
Sicherstellung der angeforderten Mengen an Barbituraten4, die in der dezentralen 
Euthanasie zur Ermordung von Patientinnen und Patienten in Heil- und Pflegeanstal-
ten sowie Psychiatrien eingesetzt wurden.5

In Hartheim – wie in jeder anderen Euthanasieanstalt – besetzte der Büroleiter 
eine wichtige Position. Er und sein Stellvertreter waren für die Geheimhaltung nach 
außen und einen reibungslosen Ablauf zuständig. Die Einweisung des Personals in 
seine Tätigkeit sowie deren Vereidigung zur Verschwiegenheit wurde vom Büroleiter 
vorgenommen. Ihm unterstand das Sonderstandesamt, das die Todesfälle beurkundete 
und ein Urnenbuch führte, ebenso wie die Schreibstuben, die die Korrespondenzen 
mit den Abgabeanstalten, Kostenträgern und Angehörigen erledigten. In Hartheim 
wurden die Posten des Büroleiters und seines Stellvertreters durch Kriminalpolizisten 
besetzt: Christian Wirth, Franz Reichleitner und Franz Stangl. Der aus Baden-Würt-
temberg stammende Kriminalkommissar Christian Wirth war bereits als Büroleiter in 
Brandenburg und Grafeneck eingesetzt worden, bevor er nach Hartheim wechselte.6 
Sein Stellvertreter und späterer Nachfolger Reichleitner kam ebenso wie Stangl aus 
Oberösterreich; die beiden kannten sich durch die gemeinsame Ausbildung bei der 
Kriminalpolizei. Auch eine Ortspolizeibehörde wurde im Schloss eingerichtet, die sich 
allerdings – so hat es den Anschein – nach außen hin als völlig unabhängig von der 
Anstalt präsentierte. Der als Reichleitners Stellvertreter agierende Stangl gab an, für 
diese Position befördert worden zu sein, um rangmäßig über dem Leiter des Gendar-
meriepostens Alkoven (zuständig für die Ortschaft Hartheim) zu stehen. Auch wenn es 
sicherlich keine Weisungsgebundenheit zwischen den beiden Stellen gab, so wollte man 
wahrscheinlich doch eine gewisse Unantastbarkeit vermitteln. Zudem wechselte Stangl 
zur Ordnungspolizei und somit zu einer uniformierten Abteilung.7 Die Uniform sollte 
die Autorität unterstreichen und war vermutlich für die Außenwirkung gedacht. Es gab 
keine Bewachung des Schlosses. Durch die baulichen Gegebenheiten war dazu keine 
Notwendigkeit gegeben. Das Schloss war von einem L-förmigen Wirtschaftshof, einer 
Mauer und einem hohen Bretterzaun umschlossen. Wollte jemand Außenstehender in 

Christian Wirth und 
Franz Reichleitner 
in Uniform vor dem 
Schloss am 6. 9. 1940 
anlässlich der Hochzeit 
des Ehepaares Vallaster.
Foto: NARA II 
(Dokumentationsstelle 
Hartheim)
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das Schlossinnere, so musste die Person am Tor des Wirtschaftsgebäudes klingeln. Dort 
war ein Schild mit der Aufschrift angebracht: »Wegen Seuchengefahr ist das Besuchen 
von Angehörigen nur mit besonderer Erlaubnis und nur unter Begleitung eines Pflegers 
möglich.«8 Es kam zwar ein vermeintlicher Portier zum Tor und gab vor, die Fragen 
ernsthaft zu beantworten, der Zutritt wurde aber verwehrt. Die drei in Hartheim täti-
gen Polizisten hatten später bei der »Aktion Reinhard«9 hohe leitende Positionen inne, 
bevor sie dann gemeinsam 1943, nach der Auflösung der Lager in Polen, nach Triest 
versetzt wurden. 

Aber nicht nur durch die direkte Verstrickung in die Organisation und Durchfüh-
rung der Euthanasieaktion spielte die Polizei eine wichtige Rolle; ebenso entschei-
dend beteiligt war sie bei der Verhaftung und Einweisung von Personen in Kon-
zentrationslager, die dann im Zuge der »Sonderbehandlung 14f13« ermordet wurden. 
In diesem Kontext wird aber nun ein weiterer Aspekt aufgeworfen – nämlich, der 
dem Dienst enthobene Polizist als politisch Verfolgter, der nicht selten von den eige-
nen Kollegen denunziert, in Schutzhaft genommen und in einem Konzentrationslager 
inhaftiert wurde.10

Genese des Programms »Berufsbild/Menschenbild –  
Sicherheit und Ordnung« und der Aufbau
Erste Überlegungen ein Programm zu etablieren, gab es bereits im Jahr 2012. Von 
Beginn an war ein grundsätzlicher Gedanke, die Lehrenden der Bildungszentren 
der Sicherheitsakademie (SIAK) des BMI11 in die Konzeption einzubinden, um das 
Vermittlungsangebot auch im Rahmen der Ausbildung gut einbetten zu können. Es 
wurden mit den Lehrenden, die damals mit ihren Klassen den Lern- und Gedenk-
ort bereits besuchten, erste Gespräche geführt. Diese ergaben allerdings, dass das 
zur Verfügung stehende Zeitkontingent nicht mehr als zwei Stunden betragen 
dürfte. Ein Standardrundgang durch die Gedenkstätte und die Ausstellung dauerte 
damals eineinhalb Stunden und es war ein Bestreben, diesen beiden Bereichen auch 
im Zuge eines Programms ausreichend Raum zu geben. Im Umkehrschluss bedeu-
tete das, dass für ein eigenes Angebot zu wenig Zeitkapazität zur Verfügung stand. 
Ende 2016 ergab sich allerdings durch die Initiative der beiden damaligen Fach-
zirkelvorsitzenden des Bereichs Persönlichkeitsbildung der Bildungszentren der 
SIAK in Kooperation mit dem Lern- und Gedenkort Schloss Hartheim die Mög-
lichkeit, ein umfangreiches Programm zu entwerfen. Das Ergebnis ist nun ein 
fünfstündiges Angebot, in dem sich gemeinsame Gruppenphasen mit selbst-
ständigen Arbeitsphasen in Kleingruppen abwechseln. In der Regel haben die 
Klassen der Bildungszentren zwischen 25 und 30 Schülerinnen und Schüler. 
Diese werden in zwei Gruppen geteilt, die das Programm parallel durchführen. 
Während eines ersten Settings in einem Seminarraum werden mit Hilfe von Lami-
naten und Objekten, die mit der Geschichte von Schloss Hartheim ebenso wie mit 
der Geschichte der Polizei im NS zu tun haben, erste Assoziationen gesammelt und 
Fragen aufgeworfen, die dann in den darauffolgenden Rundgang mitgenommen 
werden können. Die Idee ist hier auch, der Gruppe und der Vermittlerin oder dem 
Vermittler eine Möglichkeit des gegenseitigen Kennenlernens zu geben und eine gute 
und angenehme Atmosphäre zu schaffen, die dann im Laufe des Programms die Basis 
für die konstruktive Arbeit und offene Diskussions- und Gesprächsführung bildet. Es 
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hat sich in Rückmeldungen gezeigt, dass dieser Einstieg tatsächlich maßgeblich zu 
einer gelungenen Durchführung des Programms beiträgt. Es scheint nämlich, dass 
Schülerinnen und Schüler aus diesem Bereich oftmals die Erwartung haben, an einer 
Gedenkstätte mit einem erhobenen Zeigefinger empfangen zu werden. Ein Begegnen 
auf Augenhöhe von Beginn an, mit einer kleinen einfachen Übung, bricht offensicht-
lich diese Erwartung und lässt ein konstruktives und intensives Miteinander entstehen, 
das dann gerne auch in der Feedbackrunde am Ende nochmals als sehr positiv heraus-
gestrichen wird. Ein gelungener Auftakt ist auch deshalb von großer Bedeutung, weil 
im Laufe des Programms durch die doch anspruchsvollen und umfangreichen Arbeits-
aufträge den Teilnehmerinnen und Teilnehmern einiges abverlangt wird, und ohne 
die Bereitschaft sich darauf einzulassen, das Programm zum Scheitern verurteilt wäre. 
Nach der Einstimmungsrunde folgt ein zweistündiger Rundgang durch die Gedenk-
stätte und die Ausstellung »Wert des Lebens«. Die Gedenkstätte widmet sich zunächst 
der Geschichte der NS-Euthanasie und den Vorgängen im Schloss Hartheim. Die Aus-
stellung behandelt dann zum einen Mechanismen, die zur Ausgrenzung von Menschen 
mit Behinderung geführt haben und führen, zeigt zum anderen aber auch anhand 
der Leitthemen Arbeit, (Ver-)Sorgen und Optimierung welchen Einfluss verschiedene 
historische wie gegenwärtigen Tendenzen auf eine Gesellschaft hatten und haben 
können – der Bogen spannt sich dabei von der Zeit der Aufklärung bis ins Heute. 
Während des Rundgangs werden mit Hilfe unterschiedlicher Objekte Bezüge zur Poli-
zeigeschichte hergestellt – so kann im Raum, der sich der Eugenik widmet, das Buch 
»Fingerprints« von Francis Galton in seiner Intention einerseits kritisch hinterfragt 
werden, andererseits aber auch die Entwicklung der Daktyloskopie12 und der erste Fall, 
der auf diesem Weg aufgeklärt wurde, angesprochen werden. Einige Räume später, 
bei einer Tafel zur Entdeckung der DNA, ergibt sich ein Rückbezug, wenn man auf 
die forensische DNA-Analyse in der Polizeiarbeit zu sprechen kommt. Aber auch die 
Lebenswelt von Menschen mit Behinderung und ihre Interaktion mit der Polizei kann 
entweder auf ironische Weise durch Cartoons von Philipp Hubbe13 oder aber auch 
durch die Thematisierung von Texten in leichter Sprache, aus dem mit der Polizei in 
Verbindung stehenden Bereich der Behindertenrechtskonvention, besprochen werden. 

Schloss Hartheim
Foto: Lern- und 
Gedenkort Schloss 
Hartheim
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Nach dem Rundgang gibt es eine kurze Einführung in die einzelnen Inhalte der Arbeits-
aufträge und im Anschluss die Auswahl derselben durch inzwischen gebildete Klein-
gruppen. Ein Zeitrahmen von eineinhalb Stunden für eine Pause und die Bearbeitung 
der Aufträge steht zur Verfügung. Die Pause wird im Café Lebenswert, einem integra-
tiven Betrieb des Instituts Hartheim14, verbracht, das sich in einem Nebengebäude des 
Schlosses befindet. Der Besuch im Café war schon vor 2017 ein Fixpunkt im Programm 
der Bildungszentren und sollte auch auf Wunsch der Lehrenden weiterhin ermöglicht 
werden. Durch eine Kooperation mit dem Café gelang es, den dortigen Aufenthalt zeit-
lich auszuweiten, da die Aufträge in den Räumlichkeiten bearbeitet werden können und 
so die Pausenphase entspannt vor Ort in die Arbeitsphase übergehen kann.

Wie erarbeiten sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nun konkret die historischen 
Bezüge und wie werden sie zusammengeführt?
Das Herzstück des Programms sind die Arbeitsaufträge, die anhand von Biogra-
fien die Geschichte der NS-Euthanasie in Verbindung mit der Geschichte der Polizei 
in der NS-Zeit bringen. Es gibt sechs Biografien, die in Kleingruppen zu drei bis 
vier Personen bearbeitet werden – das bedeutet bei einer Gruppengröße von höchs-
tens 15 Personen, dass nicht alle Aufträge ausgewählt werden. Meist überlassen die 
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den Gruppen die Entscheidung. 
Folgende Biografien stehen zur Auswahl: Ludwig Bechinie15 war während der 1. Repub-
lik ein hochrangiger Gendarmeriebeamter in Österreich und wurde nach dem Anschluss 
1938 aus politischen Gründen verhaftet und im Konzentrationslager inhaftiert. Er 
wurde im Rahmen der »Sonderbehandlung 14f13« in der Euthanasieanstalt Pirna-Son-
nenstein/Sachsen getötet. Die Verfolgung politisch Unliebsamer, die Verhängung der 
Schutzhaft und Verleumdungen, die von vielerlei Seiten sogar über die Zeitung »Der 
Deutschösterreicher« aus Südamerika gegen ihn geäußert wurden, sind die Eckpunkte, 
die behandelt werden.

Klaus Hornig16 durchlief eine militärische, polizeiliche und juristische Ausbildung. 
Er weigerte sich im Herbst 1941 mit seinem Zug an Erschießungen russischer Kriegs-
gefangener in Polen teilzunehmen und berief sich dabei auf einen Paragrafen des 
Militärstrafgesetzbuches. Der Umstand, dass es Handlungsspielräume gab und die bloße 
Verweigerung keine weitreichenden Konsequenzen hatte, bildet, neben der Thematisie-
rung des von Christopher Browning geprägten Begriffs der »Ganz normalen Männer«17, 
die Diskussionsgrundlage. Der Auftrag fällt etwas aus dem Rahmen, da diese Biografie 
nicht direkt mit der NS-Euthanasie zu tun hat. Sie kann aber in Verbindung gebracht 
werden mit der Biografie von Franz Sitter18, einem nach Hartheim dienstverpflichteten 
Pfleger, der sich weigerte, bei den Tötungen mitzumachen und in die Heil- und Pflege-
anstalt, in der er ursprünglich tätig war, zurückversetzt wurde. 

Karl Horvath19 wurde während der NS –Zeit als »Zigeuner« im Konzentrationslager 
inhaftiert. Er wurde im Rahmen der »Sonderbehandlung 14f13« in Hartheim getötet. 
Anhand der »Gendarmerie-Rundschau« aus dem Jahr 1934 wird gezeigt, welches Bild 
über die »Zigeuner« bereits vor dem »Anschluss« in die Öffentlichkeit getragen und 
welche Maßnahmen von polizeilicher Seite gesetzt wurden. Wie etwa die Erstellung der 
sogenannten »Zigeunerkartei«, die den Nationalsozialisten später eine perfekte Basis für 
die Verfolgung lieferte. Neben seiner Biografie wird auch die Geschichte seiner Familie 
bis in die Gegenwart beleuchtet. 
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Selma Klein20 wurde sehr jung bereits in verschiedenen Fürsorgeeinrichtungen betreut 
und immer wieder auch in die Psychiatrie eingewiesen. 1936 wurde sie zwangsste-
rilisiert und nach Verschärfungen der Verfolgung der sogenannten »Asozialen« im 
Konzentrationslager Ravensbrück inhaftiert. Von dort wurde sie im Rahmen der »Son-
derbehandlung 14f13« in der Euthanasieanstalt Bernburg/Sachsen-Anhalt gebracht 
und ermordet. Die immer geringer werdende Unterstützung von Menschen wie Selma 
Klein durch die fortwährende und sich verschärfende Stigmatisierung und Verfolgung 
werden hier aus einer etwas anderen Perspektive gezeigt: Frauen als Täterinnen werden 
über die Fürsorge, die weibliche Kriminalpolizei sowie die Aufseherinnen aus Ravens-
brück in den Blick genommen.

Walter Samstag21 wurde der Zuhälterei verdächtigt und verhaftet. Obwohl er vor 
Gericht freigesprochen worden war, wurde er im Sommer 1941 im Zuge der »vorbeugen-
den Verbrechensbekämpfung« im Konzentrationslager inhaftiert. Er wurde im Rahmen 
der »Sonderbehandlung 14f13« in Hartheim getötet. Neben der Auseinandersetzung mit 
dem »Erlass zur vorbeugenden Verbrechensbekämpfung« wird auch das Verschweigen 
seines Schicksals in der Familie thematisiert. Daran lässt sich die allgemeine Frage 
anschließen, warum die Anerkennung der sogenannten »Berufsverbrecher« und »Aso-
zialen« als Opfer des Nationalsozialismus bis heute immer noch Diskussionsthema ist.

Franz Stangl22, bereits am Beginn erwähnt durch seine Tätigkeit in Hartheim, war 
während der »Aktion Reinhard« Kommandant zweier Vernichtungslager (Sobibor, Tre-
blinka) und danach die letzten beiden Kriegsjahre in Triest tätig. Ihm gelang nach 
Kriegsende die Flucht nach Südamerika. 1967 wurde er verhaftet und vor Gericht 
gestellt. Die britische Journalistin Gitta Sereny führte mit Franz Stangl während seiner 
Haft in Düsseldorf ein umfangreiches Interview (später auch mit seiner Frau), das 1974 
als Buch erschien. Mit Hilfe von Textpassagen, denen Dokumente aus dem Verfahren 
gegenübergestellt werden, wird seine Verteidigungsstrategie analysiert und über Aus-
sagen seiner Frau auch der »Privatmensch« Stangl in den Fokus genommen.

Die Vorstellung der Biografien ist im Idealfall bereits mit der Erzählung, welche 
Überlegungen und Diskussionen innerhalb der Kleingruppen bei der Bearbeitung ange-
stellt wurden, gekoppelt. Das heißt, auch wenn es Leitfragen zu jedem Arbeitsauftrag 

Materialien der Ein-
stimmungsübung. 
Foto: Lern- und 
Gedenkort Schloss 
Hartheim
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gibt, so gilt es doch die Biografie mit den Zusatzmaterialien, bereits auf einer refle-
xiven Ebene den Kolleginnen und Kollegen vorzustellen. Die Biografien ermöglichen 
bestimmte Mechanismen und Strukturen greifbarer zu machen und Lebenswege und 
Entscheidungen nachzeichnen zu können.

Über den historischen Konnex und die biografischen Bezüge ergeben sich span-
nende Diskussionen, die zeigen, wie sehr sich die Schülerinnen und Schüler inhaltlich 
wie persönlich mit den jeweiligen Arbeitsaufträgen auseinandergesetzt haben. Die 
Lehrenden der Bildungszentren halten sich meist sehr im Hintergrund, nehmen aber 
an den Programmen stets teil, da sie bestimmte Punkte in der Nachbereitung in den 
Klassen wieder aufgreifen.

Am Ende jedes Programms steht eine Reflexionsrunde, die es nochmals zulässt 
aufzufangen, was die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die letzten fünf Stunden 
beschäftigt hat. Nicht die Geschichte der NS-Euthanasie oder die Biografien stehen 
nun im Vordergrund, sondern die persönlichen Gedanken und Assoziationen, die nun 
formuliert und mit der Gruppe geteilt werden. Der zu Beginn erwähnte Aufbau einer 
Vertrauensbasis ist auch maßgeblich für ein Gelingen dieser Abschlussrunde, die im 
Idealfall auch eine offene Gesprächsrunde wird.

In der Schulung für dieses Programm eignen sich die pädagogischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, zusätzlich auch Basiswissen über der Polizei in der NS-Zeit an, 
um für grundsätzliche Informationen zur Verfügung zu stehen, beziehungsweise auch 
für Fragestellungen, die sich im Zuge der Arbeitsaufträge ergeben, das entsprechende 
Hintergrundwissen zu haben. Das Programm ist im Historischen angesiedelt, wir – die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Lern- und Gedenkortes – sind die Expertinnen 
und Experten für die Geschichte des Hauses und der NS-Euthanasie – wir sind weder 
in der Ausbildung noch im aktiven Dienst der Exekutive tätig und daher wäre es ver-
messen gewesen, auf aktuellen Entwicklungen und Ereignissen aufzubauen. Nichts-
destotrotz sind die Arbeitsaufträge aber so konzipiert, dass über das Thematisieren 
von Sprache, Macht, Pflicht, Befehl, Ohnmacht, Stigmatisierung, Handlungsspielräume, 
Menschenwürde, Menschenrechte und vielem mehr auch gegenwärtige Tendenzen und 
Meinungen offen diskutiert werden können.

Die von Beginn an aktive Kooperation mit den Lehrenden der Bildungszentren hat 
es ermöglicht, ein Programm zu schaffen, das sich inzwischen in der Ausbildung ver-
ankert hat und geschätzt wird.23 Den Auszubildenden wird der zumeist unbekannte Ort 
Hartheim mit seiner Geschichte in Verbindung mit der Polizeigeschichte nähergebracht, 
und lässt so zusätzliche Verbindungslinien entstehen. Ein atmosphärisch angenehmes 
Setting zu schaffen, in dem gemeinsame Inhalte erarbeitet werden, Sichtweisen und 
gesellschaftliche Mechanismen diskutiert werden und Bezüge zur eigenen Lebens- und 
Berufswelt hergestellt werden können, war eine grundsätzliche Intention der Konzep-
tion. Die letzte Evaluierung hat gezeigt, dass man diesem Anspruch gerecht werden 
konnte.

Mag. Simone Loistl ist Historikerin und seit 2007 im Lern- und Gedenkort Schloss 
Hartheim beschäftigt. Zuletzt Arbeiten zur Biografie des ärztlichen Leiters der Tötungs-
anstalt Hartheim Rudolf Lonauer, zum Einsatz archäologischer Fundgegenstände in der 
Vermittlungsarbeit sowie zur Rolle der Polizei im Nationalsozialismus mit Aufbau eines 
pädagogischen Programms für Polizeischülerinnen und Polizeischüler.
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Auftakt des Terrors – Frühe Konzentrationslager 
im Nationalsozialismus
B U N D E S W E I T E  G E M E I N S C H A F T S A U S S T E L L U N G  
D E R  A G  G E D E N K S T Ä T T E N  A N  O R T E N  F R Ü H E R  K Z  
E I N  W E R K S T A T T B E R I C H T  
Z U  E I N E M  B E S O N D E R E N  K O O P E R A T I O N S P R O J E K T

Nicola Wenge und Luisa Lehnen

Kurzeinführung
In der deutschen Gedenkstättenlandschaft hat es so ein Projekt vermutlich noch nicht 
gegeben: Über zwei Jahre haben sich 17 Einrichtungen aus elf Bundesländern – alle-
samt Gedenkstätten an Orten früher Konzentrationslager – zusammengeschlossen, um 
gemeinsam eine Ausstellung zur Entstehung und Struktur der frühen Konzentrations-
lager zu realisieren. Diese wird in mehrfacher Ausfertigung produziert und in vielen 
der beteiligten Gedenkstätten und Lernorte am 28. Februar 2023 zum 90. Jahrestag der 
Reichstagsbrandverordnung eröffnet – als gemeinsames Signal und Informationsange-
bot für eine bundesweite Öffentlichkeit. Damit wird die Aufmerksamkeit auf ein Thema 
gelenkt, das in der allgemeinen Wahrnehmung nach wie vor unterrepräsentiert ist. 
Umso erfreulicher ist es, dass Staatsministerin Claudia Roth zugesagt hat, die Schirm-
herrschaft für das Projekt zu übernehmen und ein persönliches Grußwort zur zentralen 
Eröffnung im Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg in Ulm zu sprechen. Über das 
ganze Jahr hindurch sind Eröffnungen an weiteren Orten und begleitende Veranstal-
tungen geplant, die veranschaulichen, dass sich die Zerstörung der Demokratie und 
die Etablierung von Macht und Terror des Nationalsozialismus schrittweise vollzogen.

Ausgangspunkt: Gründung der AG Gedenkstätten an Orten früher KZ
Ausgangspunkt für das Kooperationsprojekt war eine bundesweite Tagung zum Thema 
»Gedenkstätten an Orten früher Konzentrationslager – Bestandsaufnahme, Perspekti-
ven und Vernetzung« im September 2018. Der von den dort vertretenen Einrichtungen 
gefasste Beschluss, sich fortan regelmäßig zu den Themen Forschung, Vermittlung und 
Denkmalpflege auszutauschen, mündete schließlich in die Gründung der »AG Gedenk-
stätten an Orten früher Konzentrationslager«. Ziel dieses Zusammenschlusses ist es, die 
strukturelle Einsamkeit der Erinnerungsorte in ihren jeweiligen Bundesländern durch 
gegenseitige Unterstützung bei wissenschaftlichen Forschungsvorhaben sowie einen 
Austausch über die historisch-politische Bildungsarbeit zu überwinden und dadurch 
auch die öffentliche Sichtbarkeit der frühen Konzentrationslager zu erhöhen.

Beim Gründungstreffen der AG, das im Frühjahr 2019 in der Topographie des Ter-
rors stattfand, äußerten alle Mitglieder den Wunsch, den bundesweiten Wissenstransfer 
nicht nur abstrakt zu organisieren, sondern in Form eines konkreten Projekts einen 
Mehrwert für alle zu schaffen. Ausgangspunkt hierfür war die Überlegung, dass zwar 
jeweils im lokalen Kontext und Landeszusammenhang die Geschichte des eigenen 
Orts erforscht und präsentiert wird, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der frühen 
Lager hinsichtlich Trägerschaft, Täterschaft und unterschiedlicher Verfolgtengruppen 
aber noch nicht für ein breites Publikum vergleichend dargestellt wurden.
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Vor diesem Hintergrund entstand die Idee einer gemeinsamen Ausstellung 90 Jahre 
nach der Errichtung der ersten Lager, die ihre pseudolegale Grundlage in der Reichs-
tagsbrandverordnung hatten. Es sollte eine Ausstellung sein, die an vielen Orten gleich-
zeitig gezeigt wird, um dadurch sowohl die Dezentralität der politischen Verfolgung 
in der Anfangszeit des Nationalsozialismus als auch die Dezentralität der heutigen 
Erinnerungskultur zu veranschaulichen.

Der gemeinsame Entwicklungs- und Arbeitsprozess
Nachdem die Ausstellungsidee geboren war, begaben sich die projektbeteiligten Ein-
richtungen, vertreten durch haupt- und ehrenamtliche Mitarbeitende von großen 
KZ-Gedenkstätten bis hin zu kleinen Initiativen sowie dem Gedenkstättenreferat der 
Topographie des Terrors, in das Abenteuer des gemeinsamen Entwicklungsprozesses. 
Als Ankerorganisationen für Projektanträge sowie als Werkvertragsgeber fungierten 
dankenswerterweise die Gedenkstätte Esterwegen mit Sebastian Weitkamp und die 
Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten mit Agnes Ohm, was das Projekt überhaupt 
erst ermöglichte.

Auch wenn es gemeinhin heißt, dass viele Köche den Brei verderben, ist dieses 
Kollaborationsprojekt eine erfreuliche Ausnahme von der Regel: Konstruktiv und pro-
duktiv entwickelten die Beteiligten das Ausstellungskonzept im Kollektiv, aufbauend 
auf der Vorarbeit von Andrea Riedle, die, damals noch als Leiterin der wissenschaft-
lichen Abteilung der KZ-Gedenkstätte Dachau, ein erstes Konzept geschrieben hatte. 
Redaktionelle Kleingruppen aus jeweils zwei bis vier Gedenkstättenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeitern verfassten die Inhalte für die einzelnen Themenmodule und trugen 
Fotos, Dokumente, Biografien, Zitate und weitere historische Quellen mithilfe einer 
digitalen Pinnwand zusammen. Zwei mehrtägige Zusammenkünfte in der Gedenkstätte 
KZ Osthofen legten die Grundlage für weitere virtuelle Absprachen.

Mithilfe eines »Crowdfundings« aller beteiligten Einrichtungen konnte ein Werk
vertrag an den Projektbearbeiter Sebastian Zehetmair vergeben werden für die 
notwendige Koordination und redaktionelle Arbeiten. Darüber hinaus stellten die 
AG-Mitglieder einen Antrag bei der Bundeszentrale für politische Bildung, um für die 
Erarbeitung eines pädagogischen Begleitprogramms sowie eines Social-Media-Kon-
zepts zusätzliche Unterstützung zu erhalten. Für diese Aufgaben wurden Anna-Lena 
Nachbar und Sonja Klinke gewonnen. Um die Kosten für die grafische Gestaltung zu 
decken, warb die Arbeitsgemeinschaft Mittel bei der Stiftung Erinnerung, Verantwor-
tung und Zukunft ein. Die Produktionskosten tragen die beteiligten Einrichtungen 
jeweils selbst. Viele haben dafür weitere Drittmittel akquiriert.

Ausstellungsinhalte und -konzeption
In elf Themenmodulen erzählt die Ausstellung die Geschichte der frühen Konzentra-
tionslager von den Voraussetzungen in der Weimarer Republik bis zur Auflösung der 
Lager. Sie zeigt, wie vielfältig Zuständigkeiten, Tätergruppen und Örtlichkeiten waren, 
und veranschaulicht, worin sich Häftlingsgruppen und Haftalltag ähnelten beziehungs-
weise unterschieden. Biografien von Verfolgten, Lagerkommandanten und Wachleuten 
illustrieren die enge Verbindung der Lager untereinander und öffnen die Perspektive 
auf die Weiterentwicklung des KZ-Systems ab 1936. Ein eigenes Modul widmet sich 
dem Erinnern und Gedenken nach 1945 im Ost-West-Vergleich.
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Die Ausstellung veranschaulicht, mit welcher Brutalität und Geschwindigkeit die erste 
deutsche Demokratie mit dem zentralen Terrorinstrument der »Schutzhaft« ausgehebelt 
wurde. Sie erklärt zugleich, wie die frühen Konzentrationslager in all ihrer Heterogeni-
tät zu den wichtigsten Instrumentarien für die Machtetablierung der Nationalsozialis-
ten wurden. Zudem wird deutlich, dass viele Charakteristika der »späten« Konzentra-
tionslager (ab 1936) in ihren Ursprüngen bereits in diesen frühen Konzentrationslagern 
angelegt waren. So wurden beispielsweise bereits in einigen frühen Lagern Häftlinge 
zur Zwangsarbeit eingesetzt. Darüber hinaus nahmen viele SS-Karrieren von Komman-
danten und Wachleuten in den frühen Konzentrationslagern ihren Anfang, sodass hier 
Verbindungslinien bis in die späteren Vernichtungslager nachzuzeichnen sind.

Das Narrativ mit den wichtigsten Ausstellungsinhalten und die Gliederung in elf 
Themen wurden relativ schnell einhellig entwickelt. Spannende Diskussionen gab es 
vor allem hinsichtlich der Frage der Periodisierung (bis wann von frühen KZ zu spre-
chen ist), der Darstellung von Gewalt in den Lagern und wie stark auf die Unterschiede 
im Verhältnis zu den Gemeinsamkeiten eingegangen werden sollte. Die Ausstellung 
spiegelt den aktuellen Forschungsstand der jeweiligen Institutionen wider und bietet 
zahlreiche Anknüpfungspunkte für weitergehende vergleichende Studien.

Die Ausstellung ist als Wanderausstellung konzipiert. Die Themenmodule sind 
auf Papp-Elemente gedruckt, die leicht transportiert und zusammengesteckt werden 
können. Das ist relativ kostengünstig, erleichtert den Auf- und Abbau und sieht trotz-
dem attraktiv aus. Damit besteht auch die Möglichkeit, dass die Ausstellung nach der 
Eröffnung verliehen wird, zum Beispiel an Schulen, Jugendhäuser und kommunale 
Einrichtungen. Einige AG-Mitglieder haben keine eigenen Räumlichkeiten, treten aber 
als Leihgeber in Erscheinung und bieten als solche auch die Möglichkeit, pädagogisch/
didaktisch mit den Inhalten und externen Partnerinnen und Partnern zu arbeiten. Für 
die große Mehrheit der beteiligten Gedenkstätten, die die Ausstellung ergänzend zu 
ihren Dauerausstellungen am historischen Ort präsentieren, ist sie eine ideale Ergän-
zung, um den Blick vergleichend zu öffnen.

Pädagogisches Begleitprogramm
Um den genuinen didaktischen Mehrwert der Beschäftigung mit frühen Konzentra-
tionslagern im Allgemeinen und mit den Inhalten der Ausstellung im Speziellen her-
auszuarbeiten, fanden sich mehrere Mitglieder der AG in einer eigenen Untergruppe 
»Pädagogik« zusammen. Gemeinsam entwickeln sie ein Begleitprogramm, das aus 
interaktiven Rundgängen, Workshops und digitalen Vermittlungsangeboten besteht. 
Eine besondere Herausforderung liegt dabei unter anderem darin, mit den verbreiteten 
Assoziationen zum Begriff »Konzentrationslager« – Baracken, Gaskammern, Leichen-
berge – umzugehen und angemessen auf »enttäuschte« Erwartungen zu reagieren. 
Gerade die Beschäftigung mit den Anfängen des nationalsozialistischen Terrorsystems 
kann einen Anknüpfungspunkt zur heutigen Zeit darstellen und für die Fragilität der 
Demokratie sensibilisieren.

Durch die BpB-Förderung erhält die AG hierbei Unterstützung: zum einen bei 
der Organisation, Moderation und Dokumentation von Multiplikatoren-Workshops, 
zum anderen bei der Koordination der Social-Media-Kampagne. Geplant ist unter 
anderem ein »Kalendarium« auf den Social-Media-Kanälen der jeweiligen Einrichtun-
gen. Mit Beiträgen zu markanten Ereignissen im Jahr 1933 oder damit in Zusammen-
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hang stehenden Personen, die jeweils am 90. Jahrestag veröffentlicht werden sollen, 
können gerade für jugendliche Besucherinnen und Besucher niederschwellige Zugänge 
geschaffen werden. Über die Eröffnungsveranstaltungen im gesamten Bundesgebiet, 
den Verleih der Ausstellung, die Social Media-Kampagne, gezielte Pressearbeit sowie 
ein vielfältiges, von den Kooperationspartnerinnen und -partnern vor Ort gestalte-
tes pädagogisches Begleitprogramm wird das Thema »frühe Konzentrationslager« im 
Erinnerungsjahr 2023 weiter vertieft und einer breiteren Öffentlichkeit zur Verfügung 
gestellt.

Die Mitglieder der AG Gedenkstätten an Orten früher Konzentrationslager
Baden-Württemberg: Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg (Ulm), Lernort Kislau 
(Karlsruhe) 
Bayern: KZ-Gedenkstätte Dachau 
Berlin: Gedenkort SA-Gefängnis Papestraße, Gedenkstätte Köpenicker Blutwoche, 
Stiftung Topographie des Terrors 
Brandenburg: Gedenkstätte und Museum Sachsenhausen (Oranienburg) 
Hamburg: Gedenkstätte Konzentrationslager und Strafanstalten Fuhlsbüttel 
Hessen: Gedenkstätte Breitenau (Guxhagen) 
Niedersachsen: Gedenkstätte Esterwegen, KZ‑Gedenkstätte Moringen
Rheinland-Pfalz: Gedenkstätte für NS-Opfer in Neustadt/W., Gedenkstätte KZ Osthofen
Sachsen: Geschichtswerkstatt Sachsenburg (Frankenberg), Gedenkstätte Konzentra-
tionslager Sachsenburg (Frankenberg) 
Sachsen-Anhalt: Gedenkstätte KZ Lichtenburg Prettin 
Schleswig-Holstein: Gedenkstätte Ahrensbök

Dr. Nicola Wenge ist wissenschaftliche Leiterin des Dokumentationszentrums Oberer 
Kuhberg Ulm und im Sprecherrat der LAGG Baden-Württemberg. Ausstellungen und 
Veröffentlichungen zu NS-Verfolgungsgeschichte, Struktur der Konzentrationslager, 
Widerstand, Antisemitismus und jüdische Geschichte, Erinnerungskultur.
Luisa Lehnen ist seit 2017 wissenschaftliche Mitarbeiterin des Lernort Kislau e. V. und 
forscht und vermittelt zum frühen badischen Konzentrationslager Kislau bei Bruchsal.

Die Referierenden 
der Tagung »Gedenk-
stätten an Orten früher 
Konzentrationslager« 
im September 2018 in 
Bad Urach (Landes-
zentrale für politische 
Bildung Baden-Würt-
temberg, Thomas Stein)



38

Veranstaltungshinweise

Ausstellungen der Stiftung Topographie des Terrors

Berlin, 30. November 2022 bis 19. Februar 2023
Wechselausstellung: »Beate und Serge Klarsfeld. Der Kampf gegen das Vergessen« 
(Eine Ausstellung des Mémorial de la Shoah, Paris)
Stiftung Topographie des Terrors, Niederkirchnerstr. 8, 10 963 Berlin
Telefon (030) 254509-50 | Fax (030) 25450-999
www.topographie.de | info@topographie.de

Berlin, 1. bis 28. März 2023
Wechselausstellung: »Auftakt des Terrors – Frühe Konzentrationslager im 
Nationalsozialismus« (Eine Ausstellung der Arbeitsgemeinschaft Gedenkstätten an 
Orten früher Konzentrationslager)

Berlin-Schöneweide, 28. Oktober 2022 bis 31. Mai 2023
Sonderausstellung: »In den Händen des Feindes.  
Französische Kriegsgefangene im Lager Lichterfelde«
Ort: Dokumentationszentrum NS-Zwangsarbeit,  
Zaun Britzer Straße, Britzer Straße 5, 12439 Berlin
Telefon (030) 6390288-0
www.ns-zwangsarbeit.de | schoeneweide@topographie.de

Veranstaltungen der Stiftung Topographie des Terrors

6. Dezember 2022 | 19 Uhr
»Beate und Serge Klarsfeld im Gespräch mit Dr. Andrea Riedle«
Begleitprogramm zur Wechselausstellung:  
»Beate und Serge Klarsfeld. Der Kampf gegen das Vergessen«

weitere Veranstaltungen:
12. Januar 2022 | 19 Uhr
Buchpräsentation: »Verbotener Umgang mit »Fremdvölkischen«. Kriminalisierung 
und Verfolgungspraxis im Nationalsozialismus«  
mit Dr. Insa Eschebach, Dr. Christine Glauning und Dr. Silke Schneider

14. Februar 2022 | 19 Uhr
Vortrag und Podiumsgespräch: »Jüdisches Leben in Stettin/Szczecin vor und nach 
dem Holocaust« mit Prof. Dr. Jörg Hackmann, Dr. habil. Eryk Krasucki und Róża Król

Bis auf Weiteres ist für die Teilnahme vor Ort im Auditorium eine Anmeldung unter 
veranstaltungen@topographie.de erforderlich. Mit der Teilnahmebestätigung wird über 
die aktuell gültigen Bestimmungen informiert.
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Digitale erinnerungskulturelle Angebote der Stiftung im Internet

Bitte nutzen Sie auch unsere digitalen Angebote auf der Homepage. Hier können 
Sie ausgewählte Vorträge und Podiumsgespräche des vielseitigen Veranstaltungs
programms der Stiftung nachhören oder streamen:
www.topographie.de/livestream | www.topographie.de/nc/veranstaltungen/archiv 
www.topographie.de/digitale-angebote

»Filmbeiträge zum historischen Ort ›Topographie des Terrors‹«
Die Kurzfilme geben erste Einblicke in den historischen Ort und seine heutigen Spuren 
sowie die gewaltsame Errichtung des Terrorapparates 1933. Sie beschreiben Rolle und 
Aufgaben einzelner Institutionen und erläutern ihre Beteiligung an den europaweit 
begangenen NS-Verbrechen.
www.topographie.de/fuehrungen/filmbeitraege

Virtueller Rundgang durch die Sonderaustellung  
»Das Reichsarbeitsministerium 1933–1945«
www.topographie.de/360

360° Rundgang durch Ausstellung »Ausgeschlossen.  
Archäologie der NS-Zwangslager« des Dokumentationszentrums NS-Zwangsarbeit
www.ns-zwangsarbeit.de/ausgeschlossen

Blog: »Zu Ende, aber nicht vorbei. NS-Zwangslager in Berlin« des Dokumenta-
tionszentrums NS-Zwangsarbeit. www.zwangslager-berlin-1945.de

Digitale Ausstellung: »Der Mensch als Ware. Zwangsarbeit bei Siemens in Berlin« – 
Ein studentisches Ausstellungsprojekt vom Touro College und dem Dokumentations-
zentrum NS-Zwangsarbeit. https://siemens.ns-zwangsarbeit.de

Ausstellungen

26. Juni 2022 bis 19. März 2023
Ausstellung: »›Ausgestopfte Juden?‹ Geschichte, Gegenwart und Zukunft Jüdischer 
Museen«
Ort: Jüdisches Museum Hohenems, Schweizer Str. 5, 6845 Hohenems, Österreich
Telefon 0043 (0)5576 739890
www.jm-hohenems.at | office@jm-hohenems.at

7. Juli 2022 – 8. Januar 2023
Wechselausstellung: »Ende der Zeitzeugenschaft?«
Ort: Stiftung Neue Synagoge Berlin – Centrum Judaicum, Oranienburger Straße 
28–30, 10 117 Berlin
Telefon (030) 88028300
https://centrumjudaicum.de | office@centrumjudaicum.de
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Ab Oktober 2022
Neue Dauerausstellung: »KZ-Häftlinge in der Rüstungsproduktion«
Ort: Gedenk- und Dokumentationsstätte KZ Drütte, Tor 1/Salzgitter AG,  
Eisenhüttenstraße, 38 239 Salzgitter-Watenstedt | Telefon (05 341) 44581
www.gedenkstaette-salzgitter.de | info@gedenkstaette-salzgitter.de

9. Dezember 2022 bis 24. November 2024
Ausstellung »Roads not Taken. Oder: Es hätte auch anders kommen können«
Ort: Deutsches Historisches Museum, Eingang Pei-Bau, Hinter dem Gießhaus 3, 
10117 Berlin | Telefon (030) 20304-750
www.dhm.de/ausstellungen/| info@dhm.de

Seminare, Tagungen, Einzelveranstaltungen

Frankfurt, 16. November 2022 | 18.15 Uhr
Vortrag: »Die strafrechtliche Verfolgung der Pogromtäter durch die Mainzer 
Nachkriegsjustiz«
Referent: Dr. Tillmann Krach
Ort: Goethe-Universität Frankfurt am Main, Campus Westend,  
Norbert-Wollheim-Platz 1, Casino-Gebäude, Raum 1801
Veranstalter: Fritz Bauer Institut, Norbert-Wollheim-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main
Telefon (069) 79832240 | www.fritz-bauer-institut.de | info@fritz-bauer-institut.de

Berlin, 17. Januar 2023 | 19 Uhr
Vortrag: »Die Blockade Leningrad in den Selbstzeugnissen der Familie Mojshes«
Referentinnen: Dr. Katja Makhotina und Margot Blank
Ort/Veranstalter: Museum Berlin-Karlshorst, Zwieseler Straße 4, 10 318 Berlin
Telefon (030) 50 150 810
www.museum-karlshorst.de | kontakt@museum-karlshorst.de

Frankfurt, 27. Januar 2023 | 12 Uhr
Vortrag (Hybridveranstaltung): »30 Jahre Aufklärungsarbeit von Memorial.  
Was bleibt?«
Referentin: Prof. Dr. Irina Scherbakowa
Ort: Goethe-Universität Frankfurt am Main, Campus Westend, Norbert-Wollheim-
Platz 1, Casino-Gebäude, Raum 1801
Veranstalter: Fritz Bauer Institut, Norbert-Wollheim-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main
Telefon (069) 79 832 240
www.fritz-bauer-institut.de | info@fritz-bauer-institut.de

Berlin, 30. Januar 2023 | 19 Uhr
Werkstattgespräch »Wer erzählt? Dokumente als Ersatz für Zeitzeugen«
Referent/innen: Dr. Irmgard Zündorf und Dr. Cord Pagenstecher
Ort: Berliner Geschichtswerkstatt, Goltzstraße 49, 10781 Berlin 
Telefon (030) 2 154 450
www.berliner-geschichtswerkstatt.de | info@berliner-geschichtswerkstatt.de
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Heidelberg, 30./31. März 2023
Symposium: »Status quo und quo vadis? Neue Forschungen zur Anerkennung und 
Wiedergutmachung von NS-Unrecht in vergleichender Perspektive«
Ort: Hochschule für jüdische Studien Heidelberg, Landfriedstraße 12, 69117 Heidelberg
Veranstalter: Forschungsstelle Antiziganismus am Historischen Seminar der Univer-
sität Heidelberg; Hochschule für jüdische Studien Heidelberg, Grabengasse 3–5
69117 Heidelberg | Telefon (06 221) 542280
www.uni-heidelberg.de | fsa-symposium@zegk.uni-heidelberg.de

Weitere digitale Angebote

»SPUR.lab« (Site Specific Augmented Storytelling lab)
Das Projekt erforscht die narrativen Möglichkeiten von interaktiven digitalen Techno-
logien, insbesondere Augmented Reality. Prototypen für eine interaktive digitale Nar-
rative und Vermittlungsformate der Zeitgeschichte sollen Gedenk- und Geschichtsorte 
in der Bewahrung und Vermittlung der Erinnerung unterstützen.
www.spurlab.de

»Gedächtnis aus den Quellen zur jüdischen Geschichte Berlins«
Der Podcast des Instituts für Geschichtswissenschaften an der Humboldt-Universität 
und der Stiftung Neue Synagoge Berlin – Centrum Judaicum zu Ehren von Hermann 
Simon verschreibt sich der Bedeutung von Quellennähe. Die Mitwirkenden stellen in 
ihren Erzählungen dabei Texte, Dokumente, Bilder oder Objekte in den Mittelpunkt.
https://centrumjudaicum.de/2022/09/04/podcast-gedaechtnis-aus-den-quellen

»Stadt Verhören«
Ein Hörspaziergang zur NS-Geschichte in Berlin-Steglitz informiert mobil abseits übli-
cher Wege an historischen Orten und ermöglicht eine Spurensuche mit dem Smart-
phone.
https://guidemate.com/guides/61a091056bf84505e90b409e?selectedGuideLocale=de

»Human Commodity – Ware Mensch«
Die interaktive App erzählt an 99 ausgewählten Orten in Berlin Geschichten von 
Zwangsarbeiter/innen. Ein musikalisch-dokumentarisches Memorial der Marc Sinan 
Company und des Dokumentationszentrums NS-Zwangsarbeit.
https://human-commodity.de

»gestern ist jetzt«
Der monatliche Podcast erzählt von der Suche nach Antworten darauf, wie sich unsere 
Großväter im Nationalsozialismus verhalten haben. Für Viele ist der Nationalsozialis-
mus nicht mehr als Geschichte – und doch wirkt er bis heute weiter – im eigenen Leben, 
in den Familien – in der Gesellschaft.
http://gesternistjetzt.de
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»Audiowalk. Ihr letzter Weg«
Dieser Audiowalk führt quer durch Berlin-Moabit. Vom Ort der einstigen Synagoge, 
die als Sammellager missbraucht wurde bis zum Güterbahnhof, von dem aus rund 
30 000 Jüdinnen und Juden in die Konzentrationslager und Ghettos deportiert wurden. 
Er wurde von der Initiative »Ihr letzter Weg« und dem Verein »Sie waren Nachbarn« 
erstellt.
www.ihrletzterweg.de/audiowalk

Rechte Übergriffe auf Gedenkstätten
Ob Erinnerungstafeln, Gedenkorte, Stolpersteine oder KZ-Gedenkstätten  – immer 
wieder werden Mahnmale geschändet und von Rechtsextremen für Auftritte miss-
braucht. Eine Chronologie des NDR, beginnend im Jahr 2016.
www.tagesschau.de/inland/uebergriffe-rechtsextreme-kz-gedenkstaetten-101.html

»Audiowalk. Das KZ Außenlager der Siebel-Flugzeugwerke«
Die Audiofiles laden Zuhörende dazu ein, mehr über die Geschichte der Siebel-Flug-
zeugwerke und der damit verbundenen Zwangsarbeit im Nationalsozialismus in Halle 
(Saale) zu erfahren. Auf etwa vier Kilometern führt er an insgesamt sieben Stationen 
durch die Stadtteile Frohe Zukunft und Mötzlich.
www.burg-halle.de/index.php?id=1617

Redaktionsschluss für Veranstaltungshinweise im GedenkstättenRundbrief Nr. 209/2023 
ist der 15. Februar 2023. Hinweise werden berücksichtigt, sofern aus Platzgründen mög-
lich. Eine wesentlich umfangreichere, kontinuierlich aktualisierte Übersicht über Ver-
anstaltungen im Bereich der Gedenkstätten in Deutschland findet sich im Internet auf 
der Seite des GedenkstättenForums: www.gedenkstaettenforum.de
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Erwiderung 
zum Artikel im GedenkstättenRundbrief 207
» H I S T O R I S C H E  F A K T E N  S T A T T  K L I S C H E E S   … « 
V O N  C O R N E L I A  F R E N K E L - L E  C H U I T O N

Christoph Kreutzmüller

Am Ende ihres Beitrages »Historische Fakten statt Klischees. Neue Studie zu den Schick-
salen jüdischer Personen, die im Zuge der Wagner-Bürckel-Aktion im Oktober 1940 
aus Südwestdeutschland nach Frankreich verschleppt wurden« wendet sich Cornelia 
Frenkel-Le Chuiton recht unvermittelt der Ausstellung »Gurs 1940« zu und wirft dieser 
vor, »zentrale Tatsachen aus[zu]klammern«. Insbesondere scheint ihr die Darstellung 
französischer Instanzen allzu einseitig zu sein. Als Kurator der Ausstellung möchte 
ich dieser Behauptung entgegentreten. Natürlich habe ich mich zusammen mit franzö-
sischen Kolleginnen und Kollegen bemüht, zu einem ausgewogenen Bild zu kommen, 
das den neuesten Stand der Forschung abbildet.

Um nur ein Beispiel zu nennen: Tatsache ist, dass die Zahl der (noch zu ermorden-
den) Jüdinnen und Juden in Frankreich im Protokoll der Wannsee-Konferenz auf einem 
von französischen Behörden durchgeführten Zensus basiert. Das zu verschweigen wäre 
nicht nur Geschichtsklitterung, sondern schlicht eine Dummheit, weil es Raum für 
wichtige Fragen eröffnet. Dies wird auch in Frankreich so gesehen. Die Botschafterin 
Anne-Marie Descôtes jedenfalls hat die Ausstellung anlässlich der Eröffnung in der 
französischen Botschaft im April 2021 als Vorbild für deutsch-französische Zusam-
menarbeit in der Erinnerung bezeichnet. Zudem ist »Gurs 1940« bislang nicht nur an 
29 Orten in Deutschland, sondern auch an fünf Orten in Frankreich – im Maison d’Izieu 
wie auch im Mémorial de la Shoah – gezeigt worden.

Bitte machen Sie sich selbst ein Bild: www.gurs1940.de

Dr. Christoph Kreuzmüller ist Mitarbeiter der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der 
Wannsee-Konferenz in Berlin und Kurator der genannten Ausstellung.
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Gedenkstätten im Internet

GedenkstättenForum n www.gedenkstaettenforum.de
Seit 2002 ist das GedenkstättenForum im Internet. Das von der Stiftung Topographie 
des Terrors konzipierte Online-Forum wurde auf die speziellen Bedürfnisse der 
Gedenkstätten zugeschnitten und dient als interaktive Kommunikationsplattform mit 
werktäglicher Presseschau, Veranstaltungshinweisen, Hinweisen auf und Besprechun-
gen von Publikationen, Beiträgen des GedenkstättenRundbriefs, Projekthinweisen, 
PublicNewsgroup, Stellenanzeigen, Linksammlung.

Internationale Gedenkstättenübersicht n www.gedenkstaetten-uebersicht.de
Eine weltweite Gedenkstättenübersicht der bedeutendsten Gedenkstätten, Museen und 
Forschungseinrichtungen, die sich mit den Verbrechen des Nationalsozialismus und 
dem Gedenken an die Opfer beschäftigen, erweitert die seit fünf Jahren zu Deutschland 
bestehende Übersicht. Dieser bisher einzigartige Überblick ist nach Kontinenten und 
Ländern sowie inhaltlichen Kriterien sortiert.

Die Einzeldarstellungen der Gedenkstätten bieten kurze historische Informationen 
zu den jeweiligen Orten, eine Beschreibung der Tätigkeiten der Einrichtungen, Links 
zu den Homepages, Anfahrtshinweise sowie Adressen. Neben diesen Darstellungen 
werden auch die unterschiedlichen Strukturen und Arbeitsweisen der internationalen 
Erinnerungsorte sichtbar. Die internationale Gedenkstättenübersicht der Stiftung Topo-
graphie des Terrors bietet grundlegende Informationen und stellt die Basis für eine 
weltweite Vernetzung der Gedenkorte dar. Die englische Sprachfassung ist direkt zu 
finden unter www.memorial-museums.net.

Stiftung Topographie des Terrors n www.topographie.de
Die Webseite der Stiftung Topographie des Terrors bietet historische Informationen zu 
den Zentralen des NS-Terrors auf dem »Prinz-Albrecht-Gelände« in Berlin sowie zur 
Entwicklung der Stiftung und zum Dokumentationszentrum. Darüber hinaus bietet die 
Homepage Hinweise zu Veranstaltungen, Sonderausstellungen, Publikationen, pädago
gische Angebote und ein Ausstellungstagebuch. Die Beiträge sind in Deutsch und 
Englisch verfügbar. Auf der Webseite finden sich zudem Informationen zum Dokumen-
tationszentrum NS‑Zwangsarbeit Berlin-Schöneweide, das seit 2006 von der Stiftung 
Topographie des Terrors betreut wird.

Das GedenkstättenForum auf Facebook: @gedenkstättenforum
Auf Facebook verweist das GedenkstättenForum werktäglich auf Beiträge aus der Pres-
seschau sowie auf Veranstaltungen der Gedenkstätten. Es bildet hiermit die Vielfalt der 
Gedenkstättenlandschaft in Deutschland und international ab und fördert die Sichtbar-
keit der einzelnen Einrichtungen. Daneben ist es das Sprachrohr des Gedenkstätten-
referates der Stiftung Topographie des Terrors.
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